Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 28. 


(Nr, 8034.) Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der Grund- 
ſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändigen Gerechtigkeiten. Vom 5. Mai 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2 
verordnen für die Landestheile, in welchen das Allgemeine Landrecht und die 
Hypothekenordnung vom 20. Dezember 1783. gilt, mit Ausſchluß der Gebiets. 
eile der Provinz Hannover, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Land⸗ 
ages Unſerer Monarchie, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Erwerb des Eigenthums an Grundſtuͤcken. 


ç 5 
6 Im Fall einer freiwilligen Veräußerung wird das Eigenthum an einem 
rundſtück nur durch die auf Grund einer Auflaſſung erfolgte Eintragung des 
igenthumsüberganges im Grundbuch erworben. 
$. 2. 

Die Auflaſſung eines Grundſtücks erfolgt durch die mündlich und gleich⸗ 
zeitig vor dem zuständigen Grundbuchamt abzugebenden Erklärungen des einge⸗ 
tagenen Eigenthümers, daß er die Eintragung des neuen Erwerbers bewillige 
und des Letzteren, daß er dieſe Eintragung beantrage. 

- F. 3. 


ſtück Ein Erkenntniß, durch welches der eingetragene Eigenthümer eines Grund⸗ 

ele Auflaſſung rechtskräftig verurtheilt ift, erſetzt die Auflaſſungserklärung 
elben. 

§. 4 


„Die Kenntniß des Erwerbers eines Grundſtücks von einem ältern Rechts- 

geſchäft, welches für einen Anderen ein Recht auf Auflaſſung dieſes Grundſtücks 
egründet, ſteht dem Eigenthumserwerb nicht entgegen. 

Jahrgang 1872. (Nr. 8034.) 60 §. 5. 


Ausgegeben zu Berlin den 27. Mai 1872. 
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Außerhalb der Fälle einer freiwilligen Veräußerung wird Grundeigenthum 
nach dem bisher geltenden Recht erworben. Das Recht der Auflaſſung und 
Belaſtung des Grundſtücks erlangt aber der Erwerber erf durch feine Ein 
tragung im Grundbuch. l 

Miterben können jedoch ein ererbtes Grundſtück auflaffen, auch wenn fie 
nicht als Eigenthümer deſſelben im Grundbuch eingetragen ſind. 


$. 6. 


Gegen den eingetragenen Eigenthümer findet ein Erwerb des Eigenthums 
an dem Grundſtück durch Erſitzung nicht ſtatt. 


KE 


Der eingetragene Eigenthümer ift kraft feiner Eintragung befugt, alle Klage 
rechte des Eigenthümers auszuüben, und verpflichtet, ſich auf die gegen ihn als 
Eigenthümer des Grundſtücks gerichteten Klagen einzulaſſen. 

Gegen feine Eigenthumsklage ſteht dem Beklagten die Einrede der Ver— 
jährung nicht zu. Hat der Beklagte von dem Kläger oder feinem Rechtsvor⸗ 
gänger auf Grund eines den Eigenthumserwerb bezweckenden Rechtsgeſchäfts den 
Beſitz des Grundſtücks erhalten, ſo ſind die aus dem Rechtsgeſchäft herzuleitenden 
dE nicht als Einrede, ſondern nur durch Klage oder Widerklage geltend zu 
machen. | 


$.8. 


Eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Auflaſſung oder auf Ein 
tragung des Eigenthumsüberganges kann nur unter Vermittelung des Prozeß 
richters oder mit Bewilligung des eingetragenen Eigenthümers eingetragen und 
nur auf Erſuchen des Prozeßrichters oder auf Antrag desjenigen, für welchen 
die Vormerkung erfolgte, gelöſcht werden. 


$. 9. 


Die Eintragung des Eigenthumsüberganges und deren Folgen können nach 
den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts angefochten werden. 

Es bleiben jedoch die in der Zwiſchenzeit von dritten Perſonen gegen Ent 
gelt und im redlichen Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs erworbenen 
Rechte in Kraft. T 

Gegen dieſen Nachtheil kann ſich der Anfechtungskläger durch die von dem 
Prozeßrichter nachzuſuchende Eintragung einer Vormerkung ſichern. 


$. 10. 


Die Anfechtung ift auch auf Grund des Rechtsgeſchäfts, in deſſen Ver⸗ 
anlaſſung die Auflaſſung erfolgt ift, ſtatthaft, jedoch wird die mangelnde Form 
dieſes Geſchäfts durch die Auflaſſung geheilt. su 


E Ee 


$. 11. 


Beſchränkungen des Eigenthumsrechts an dem Grundſtück erlangen Rechts. 
wirkung gegen Dritte nur, wenn dieſelben die Beſchränkungen gekannt haben 
oder letztere im Grundbuch eingetragen ſind. : 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den dinglichen Rechten an Grundſtüͤcken. 


. 12. 


Dingliche Rechte an Grundſtücken, welche auf einem privatrechtlichen Titel 
beruhen ö erlangen gegen Dritte nur durch Eintragung Wirkſamkeit und verlieren 
dieſelbe durch Löſchung. me 

Der Eintragung bedürfen jedoch nicht die geſetzlichen Vorkaufsrechte, die 
Grundgerechtigkeiten, die Miethe und Pacht und diejenigen Gebrauchs- und 

utzungs rechte, welche nach 55. 8., 142. des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
4. Juni 1865. im Wege des Zwangsverfahrens erworben werden können. 

Inwieweit die den Rentenbanken überwieſenen Renten und die Domainen- 

Amortiſationsrenten der Eintragung bedürfen, wird durch das Geſetz vom 2. März 
850. über die Rentenbanken für deſſen Geltungsbereich beſtimmt. 
$. 13. 

Zur Eintragung eines Rechts in der zweiten Abtheilung des Grundbuchs 
genügt der Antrag des eingetragenen oder feine Eintragung gleichzeitig erlangen. 
den Eigenthümers unter beſtimmter Bezeichnung des Rechts und des Berechtigten. 

Auf Antrag des Berechtigten findet die Eintragung ſtatt, wenn der ein⸗ 
getragene Eigenthümer ihm gegenüber in einer beglaubigten Urkunde die Ein⸗ 
tragung bewilligt hat. Sé 


ehlt die Einwilligung des Eigenthümers, ſo kann die Eintragung, auch 
wenn un Recht auf einer letztwilligen Verfügung des Erblaſſers des Eigen⸗ 
thümers beruht, nur auf Grund eines rechtskräftigen Erkenntniſſes auf Gin, 
ragung oder auf Erſuchen einer zuſtändigen Behörde erfolgen. 


$. 15. 


Der Erwerb des eingetragenen dinglichen Rechts wird dadurch nicht ge⸗ 
hindert, daß der Erwerber das ältere Recht eines Anderen auf Eintragung eines 
widerſtreitenden dinglichen Rechts gekannt hat, oder daß ſich Letzterer bereits in 
der Ausübung dieſes Rechts befindet. 


$. 16. 


, Eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung eines ding⸗ 
lichen Rechts kann nur nach Vorſchrift des F. 8. eingetragen und gelöſcht werden. 
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Durch die Vormerkung wird für die endgültige Eintragung die Stelle in 
der Reihenfolge der Eintragungen geſichert. 


8117. 

Die Rangordnung der auf demſelben Grundſtück eingetragenen Rechte 
beſtimmt ſich nach der Reihenfolge der Eintragungen, die letztere nach der Zeit, 
zu welcher der Antrag auf Eintragung dem Grundbuchamt vorgelegt worden iſt. 

Eintragungen unter demſelben Datum haben die Rangordnung nach ihrer 
Reihenfolge, wenn nicht beſonders dabei bemerkt iſt, daß ſie zu gleichen Rechten 
neben einander ſtehen ſollen. 


Dritter Abſchnitt. 
Von dem Recht der Hypothek und der Grundſchuld. 


1. Von der Begründung dieſer Rechte. 


8. 18 


Das Recht der Hypothek und der Grundſchuld entſteht durch die Ein’ 
tragung im Grundbuch. 


Die Eintragung erfolgt: 

1) wenn der eingetragene oder ſeine Eintragung gleichzeitig erlangende 
Eigenthümer ſie bewilligt. 

Die Bewilligung kann mit Angabe eines Schuldgrundes geſchehen 
(Hypothek), oder ohne Angabe eines Schuldgrundes (Grundſchuld). Im 
erſteren Falle muß die Schuldurkunde vorgelegt werden; 

2) wenn der Gläubiger auf Grund eines rechtskräftigen Erkenntniſſes, durch 
welches der eingetragene Eigenthümer zur Beſtellung einer Hypothek 
oder Grundſchuld verurtheilt worden iſt, die Eintragung beantragt; 

3) wenn eine zuſtändige Behörde gegen den eingetragenen Eigenthümer die 
Eintragung nachſucht. e 20 


Der eingetragene Gläubiger erlangt das Verfügungsrecht über die Grund⸗ 
ſchuld erſt durch die Aushändigung des Grundſchuldbriefs an ihn. 


g. 21. 


Der eingetragene Miteigenthümer kann auf ſeinen Antheil eine Hypothek 
oder Grundſchuld bewilligen; auch kann im Wege des geſetzlichen Zwanges gegen 
ihn auf ſeinen Antheil eine ſolche eingetragen werden. 


| $. 22. 
Der Gläubiger hat das Recht, unter Vermittelung des Prozeßrichters eine 


Vormerkung auf dem Grundſtück ſeines Schuldners eintragen zu laſſen. Va 
u 
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Auch diejenigen Behörden, welche die Eintragung einer Hypothek gegen 
den Eigenthümer nachzuſuchen geſetzlich berechtigt find, können die Gg 
einer Vormerkung verlangen. 

Durch die Vormerkung wird für die endgültige Eintragung die Stelle in 
der Reihenfolge der Eintragungen geſichert. 


§. 23. 

r Die Eintragungsbewilligung muß auf den Namen eines beſtimmten Gläu- 
bigers lauten, das verpfändete Grundſtück bezeichnen, und eine beſtimmte Summe 
in geſetzlicher Währung, den Zinsſatz oder die Bemerkung der Zinsloſigkeit, den 
Anfangstag der Verzinſung und die Bedingungen der Rückzahlung angeben. 


$. 24. 


Wenn die Größe eines Anſpruchs zur Zeit der Eintragung noch unbe- 
ſtimmt iſt (Kautions⸗Hypotheken), ſo muß der höchſte Betrag eingetragen werden, 
bis zu welchem das Grundſtück haften foll. 


$. 25. 

Fl.ür Kapitalien, welche zinslos oder mit Zinſen unter dem Zinsſatz von 
fünf vom Hundert eingetragen ſind, kann der Eigenthümer des Grundſtücks einen 
Zinsſatz bis fünf vom Hundert mit der Rangordnung des Kapitals eintragen 
laſſen. Der Einwilligung der nach dem Tage, an welchem dieſes Geſetz in Kraft 
getreten ift, gleich- oder nachſtehend eingetragenen Gläubiger bedarf es nicht. 

Auch bei denjenigen Hypotheken, welche ſeit der Geltung des Geſetzes vom 
24. Mai 1853. mit Zinſen unter fünf vom Hundert eingetragen worden ſind, 
bedarf es einer Zuſtimmung der gleich- oder nachſtehenden Gläubiger zu dieſem 
Zwecke nicht. 

$. 26. 

Der bei der Veräußerung eines Grundſtücks zur Sicherſtellung einer Wer, 
derung bedungene Vorbehalt des Eigenthums gewährt dem Veräußerer nur das 
Sein, für die beftimmte Summe eine Hypothek auf das Grundſtück eintragen 
u laſſen. 

$. 27. 

Der Eigenthümer kann auf ſeinen Namen Grundſchulden eintragen und 
fich Deeg ausfertigen laſſen. Er erlangt dadurch das Recht, über 
dieſe Grundſchuld zu verfügen und auf dritte Perſonen die vollen Rechte eines 
Grundſchuldgläubigers zu übertragen. l , 9 % 

Bei der Vertheilung der Kaufgelder in Folge einer gerichtlichen Zwangs⸗ 
verſteigerung kann er die Grundſchuld für ſich geltend machen. 


$. 28. 
at der Eigenthümer das Eigenthum des Grundſtücks abgetreten, jo erlangt 
er an 5 auf feinen 2 — eingetragenen Grundſchuld alle Rechte eines Grund⸗ 
ſchuldgläubigers. 
(Nr. 8034) §. 29. 
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$. 29. 


Eine Hypothek kann auf Antrag des Eigenthümers und des Gläubigers 
in eine Grundſchuld umgewandelt werden, wenn diejenigen in der zweiten und 
dritten Abtheilung gleich- oder nacheingetragenen Berechtigten einwilligen, welche 
vor dem Tage, an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, eingetragen ſind. 


2. Von dem Umfang des Hypotheken- und des Grundſchuldrechts. 


$. 30. 


Für das eingetragene Kapital, für die eingetragenen Zinſen und ſonſtigen 
Jahreszahlungen und für die Koſten der Eintragung, der Kündigung, der Klage 
und Beitreibung haften: 

das ganze Grundſtück mit allen ſeinen, zur Zeit der Eintragung nicht 
abgeſchriebenen Theilen (Parzellen, Trennſtücken ); 

die auf dem Grundſtück befindlichen oder nachträglich darauf errichteten, 
dem Eigenthümer gehörigen Gebäude; 

die natürlichen An⸗ und Zuwüchſe, die ſtehenden und hängenden Früchte / 

die auf dem Grundſtück noch vorhandenen abgeſonderten, dem Eigen⸗ 
thümer gehörigen Früchte; 

die Mieth. und Pachtzinſen und fonftigen Hebungen; 

die ge unbeweglichen Zubehörſtücke (Pertinenzien) und Ge 
rechtigkeiten; l 

das bewegliche, dem Eigenthümer gehörige Zubehör, ſo lange bis daſſelbe 
veräußert und von dem Grundſtück räumlich getrennt worden iſt ) 

die dem Eigenthümer zufallenden Verſicherungsgelder für Früchte, ber 
wegliches Zubehör und abgebrannte oder durch Brand beſchädigte 
Gebäude, wenn dieſe Gelder nicht ſtatutenmäßig zur Wiederher⸗ 
ſtellung der Gebäude verwendet werden müſſen oder verwendet 
worden ſind. y >s 


$. 31. 


Die Abtretung und Verpfändung der Anſprüche auf Verſicherungsgelder , 


die Vorauserhebung, Abtretung und Verpfändung von Pacht⸗ und Miethzinſen 
auf mehr als ein Vierteljahr, und die Veräußerung ſtehender und hängender 
Früchte iſt, ſoweit ſie zum Nachtheil der eingetragenen Gläubiger gereicht, ohne 
Wirkſamkeit. 

§. 32. 


Werden nach der Eintragung der Hypothek oder Grundſchuld dem ver- 
pfändeten Grundſtück andere Grundſtücke als Zubehör zugeſchrieben, ſo treten dieſe 
in die Pfandverbindlichkeiten deſſelben, es gehen jedoch die mitübertragenen Poſten 
des zugeſchriebenen Stücks — ſoweit es ſich um Befriedigung derſelben aus 
dieſem Stück handelt — den zur Zeit der Zuſchreibung auf dem Hauptgut ein« 
getragenen vor. = 

$. 33. 


ek ge 


$. 33, 
Werden unbewegliche Zubehörſtücke oder Theile des Grundſtücks auf dem 
Blatt des bisherigen Haupt- oder Stammguts abgeſchrieben und auf ein anderes 
latt übertragen, ſo haften ſie für die eingetragenen Belaſtungen des bisherigen 
aupt⸗ oder Stammguts nur dann, wenn dieſe bei der Abſchreibung auf das 
andere Blatt mitübertragen worden ſind. 


3. Von der Rangordnung der auf demſelben Grundſtück haftenden 
Hypotheken und Grundſchulden. 


$. 34. 


Die Rangordnung der auf demfelben Grundſtück haftenden Hypotheken 
und Grundſchulden beſtimmt ſich nach den in §. 17. gegebenen Vorſchriften. 


$. 35. 
S Ein voreingetragener Gläubiger kann fein Vorrecht einem nachſtehenden 
einräumen. Die Einraͤumung des Vorrechts für das Kapital bezieht ſich auch 
auf die Nebenleiſtungen. Die Vorrechte der Zwiſchenpoſten werden hierdurch 
nicht geändert. 

$. 36. 


Die Rangordnung zwiſchen den Belaſtungen zur zweiten und dritten 
Abtheilung des Grundbuchs beſtimmt ſich nach dem Datum der Eintragung. 

Eintragungen unter demſelben Datum ſtehen zu gleichem Recht, wenn 
nicht beſonders dabei bemerkt iſt, daß die eine der anderen nachſtehen ſoll. 


4. Von der Wirkung des Rechts der Hypotheken und der 
Grundſchulden. 


$. 37. | 
Durch die Eintragung der Hypothek und der Grundſchuld wird für den 
Gläubiger De dingliche Klage gegen den Eigenthümer begründet. Der Letztere 
haftet nur mit dem Grundſtück nach Maßgabe der F. 30. 32. t 


8 $. 38. 

Gegen die Klage aus einer Grundſchuld ſind Einreden nur ſoweit zuläſſig 
als ſie = Beklagten gegen den jedesmaligen Kläger unmittelbar zustehen 
oder aus dem Grundſchuldbrief ſich ergeben, oder die Thatſachen, auf welche 
e dieſelben gründen, dem Kläger beim Erwerb der Grundſchuld bekannt ge 

eſen ſind. 


ç Gegen die Klage aus einer Hypothek können Einreden aus dem perſön— 

lichen Schuldverbältniß einem Dritten, welcher ein Recht auf die Hypothek gegen 
Walt erworben hat, nur entgegengeſetzt werden, wenn ſie ihm vorher bekannt 

geworden ſind oder ſich aus dem Grundbuch ergeben. 
(Nr. 8034) Ein · 
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Einreden gegen das Verfügungsrecht des Klägers aus der Perſon ſeines 
eingetragenen Rechtsurhebers (Autors) ſind ſowohl gegen die Klage aus einer 
Grundſchuld als gegen die aus einer Hypothek unzuläſſig. 


§. 39. 

Gegen die dingliche Klage auf Rückſtände von Zinſen und ſonſtigen Jah⸗ 
resleiſtungen iſt die Einrede der Tilgung unbedingt zuläſſig. 

Mit dem Grundſchuldbriefe können Zinsquittungsſcheine ausgegeben 
werden. Iſt dies geſchehen, jo iſt nur der Inhaber des fälligen Zins- 
quittungsſcheines gegen Aushändigung deſſelben zur Empfangnahme der Zinſen 
berechtigt. 

§. 40. 


Gleich⸗ oder nacheingetragene Gläubiger können Grundſchulden nur 
dann anfechten, wenn fie im Wege der Zwangsvollſtreckung die Eintragung er⸗ 
langt haben. 

§. 41. 


Hat der Erwerber eines Grundſtücks die auf demſelben haftende Hypothek 
in Anrechnung auf das Kaufgeld übernommen, ſo erlangt der Gläubiger gegen 
den Erwerber die perſönliche Klage, auch wenn er dem Uebernahmevertrag nicht 
beigetreten iſt. ) 

Der Veräußerer wird von ſeiner perſönlichen Verbindlichkeit frei, wenn 
der Gläubiger nicht innerhalb eines Jahres, nachdem ihm der Veräußerer 
die Schuldübernahme bekannt gemacht, die Hypothek dem Eigenthümer des 
Wala 7% gekündigt und binnen ſechs Monaten nach der Fälligkeit ein- 
geklagt hat. 

Iſt das Kündigungsrecht für eine beſtimmte Zeit ausgeſchloſſen oder an 
den Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes geknüpft, fo beginnt die Friſt mit Ab— 
lauf der Zeit oder Eintritt des Exeigniſſes. | 


F. 42. 


Wenn eine Hypothek oder Grundſchuld ungetheilt auf mehreren Grund— 
ſtücken haftet, fo iſt der Gläubiger berechtigt, ſich an jedes einzelne Grundſtück 
wegen ſeiner ganzen Forderung zu halten. 

Soweit der Gläubiger aus dem einen Grundſtück feine Befriedigung er— 
halten hat, erliſcht die Hypothek oder Grundſchuld auf dem mitverhafteten Grund— 
ſtück. Der Eigenthümer deſſelben erlangt nicht das Recht, über dieſe Poſt zu 
verfügen, oder ſie für ſich zu liquidiren. | C 

Bei den Vorſchriften der Artikel V. VI. VII. des Geſetzes vom 12. März 
1869. verbleibt es für deſſen Geltungsbereich. 


$. 43. 

Der hypothekariſche oder Grundſchuldgläubiger, deſſen Anſpruch vollſtreck⸗ 
bar geworden, hat das Recht, auf gerichtliche Zwangsverwaltung und gerichtliche 
Zwangsverſteigerung anzutragen. Saftet 

afte 


Deeg: be AS EK Ab enkt, de aw fin E ged e, 


ST "e, KM 
d T > S d 


Der Antrag auf Zwangsverwaltung und an Wechſl in der iſt auch 
dann zuläſſig, wenn ſeit der Zuſtellung der Klage ein Wechſel in der Perſon des 
Eigenthümers des Grundſtücks eingetreten iſt. 


$. 45. Adu 


Ein Vertrag zwiſchen dem hypothekariſchen oder Grundſchuldgläubiger und 
dem ge NET welchen Erſteren das Recht der Veräußerung zum Zweck 
ihrer Befriedigung entzogen wird, iſt nichtig. 


$. 46. 


Der Eigenthümer iſt berechtigt, bei der Zwangsverſteigerun mitzubieten. 
Es muß Ta Ies 2 Betheiligter feiner Gate wiberſprſcht, für ſein 
edesmaliges Gebot im Termin eine Sicherheit baar oder in inländiſchen öffent⸗ 
lichen nicht außer Umlauf geſetzten Papieren einſchließlich der Schuldverſchreibun⸗ 
gen des Deutſchen Reichs erlegt werden. Dieſe Papiere müſſen mit den laufen⸗ 
en Zinsſcheinen und Talons eingereicht werden und ſind nach, dem Börſenpreiſe 
zu berechnen. Wenn ber Eigenthümer der Meiſtbietende geblieben und ein be⸗ 
gründeter Widerſpruch nicht erfolgt iſt, jo wird durch Erkenntniß ausgeſprochen, 
daß ihm das Eigenthum an dem Grundſtück zu belaſſen ſei. 


$. 47. 


Der Erſteher erwirbt das Eigenthum frei von allen Hypotheken und 
Buet Aer ` Oe Gebrauchs- und Nutungsxrechte, welche nach 55. 8. 
142. des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. im Wege des Zwangs- 
verfahrens gegen den Eigenthümer des Grundstücks erworben werden können, 
gehen als Laſten auf den Erſteher über, ſofern dieſelben vor Einleitun 
er Zwangsverſteigerung durch Beſttzergreifung die Eigenſchaft dinglicher Rechte 

ngt haben. 


erla 

Dingliche Laſten anderer Art, welche aus privatrechtlichen Titeln herrüh⸗ 
ren, müſſen von dem Erſteher übernommen werden, wenn denſelben keine Hypo⸗ 
thek oder Grundſchuld vorgeht. Gebote, durch welche der Bietende ſich zur Ueber⸗ 
nahme derartiger, einer Hypothek oder Grundſchuld nachſtehender Laſten bereit 
erklärt, dürfen nur dann berückſichtigt werden, wenn dieſelben zugleich für ſämmt⸗ 
e der zu übernehmenden Laft vorgehende Hypotheken oder Grundſchulden voll⸗ 
ändige Deckung gewähren. 3 | 

$. 48. 


Ein Vertrag, durch welchen fid) der Eigenthümer einem Hypotheken- oder 
Srunbjeputpgläubiger KRN, verpflichtet, das Grundſtück nicht weiter zu be, 
ten, iſt nichtig. 
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$. 49. 


Beſchränkungen des eingetragenen Gläubigers in der Verfügung über die 
Hypothek oder Grundſchuld erlangen Rechtswirkung gegen Dritte nur, wenn bie 
ſelben bei Hypotheken im Grundbuch eingetragen oder bei Grundſchulden auf 
dem Grundſchuldbrief vermerkt ſind oder wenn ſie den Dritten bei Erwerb ihres 
Rechts an dem Grundſtück bekannt waren. 

Die Eintragung erfolgt entweder mit Bewilligung des Gläubigers, oder 
auf Erſuchen einer zuſtändigen Behörde. 


$. 50. 

Erhebliche Verſchlechterungen des Grundſtücks, durch welche die Sicher 
heit des Gläubigers gefährdet wird, berechtigen denſelben, bei dem ear? 
Sicherungsmaßregeln zu beantragen, auch jeine Befriedigung vor ber erfallzeit 
zu fordern. 

$. 51. 

An den beſtehenden Vorſchriften über die unter Aufſicht einer Behörde zu 
bewirkende Verwendung der dem Grundſtückseigenthümer zufallenden Kapitalien 
im Intereſſe der dinglich Berechtigten wird durch dieſes Geſetz nichts geändert. 


5. Von dem Uebergang der Hypotheken und Grundſchulden. 


$. 52. 


6 Die Hypothek kann nur gemeinſam mit dem perfönlichen Recht abgetreten 
werden. f 

Wird eine zur Sicherung eines perſönlichen Rechts dienende Grundſchuld 
ohne den perſönlichen Anſpruch abgetreten, ſo erliſcht letzterer. 


$. 53. 


Die Eintragung der Abtretung oder Verpfändung einer Hypothek oder 
Grundſchuld darf nur auf Grund der Bewilligung des Gläubigers oder ſeiner 
rechtskräftigen Verurtheilung zur Bewilligung oder auf Grund eines Erſuchens 
einer zuſtändigen Behörde gegen den eingetragenen Gläubiger erfolgen. 


$. 54. 
Der Erwerb der Hypothek oder Grundſchuld durch Abtretung und die 
Wirkſamkeit der Verpfändung derſelben hängt nicht von der Eintragung ab. 
§. 55. 


Grundſchulden können ohne Nennung des Erwerbers abgetreten werden 
(Blankoabtretung). ad w 
e 


Nn 
b 
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Jeder Inhaber erlangt dadurch das Recht, die Blankoabtretung durch einen 
Namen auszufüllen, die Grundſchuld auch ohne dieſe Ausfüllung abzutreten, und 
die dingliche Klage anzuftellen. 

$. 56. 

In Ermangelung einer Vereinbarung der Betheiligten werden die Koſten 
der Verpfändung einer Hypothek oder Grundſchuld und deren Eintragung von 
em Verpfänder allein, die Koſten der Abtretung und deren Eintragung von 
dem abtretenden Gläubiger und dem Erwerber zu gleichen Theilen getragen; hat 
jedoch der befriedigte Gläubiger auf Veranlaſſung des Eigenthümers die Hypo⸗ 
thek oder Grundſchuld ihm oder einem Anderen abgetreten, ſo hat der Eigen⸗ 
thümer die Abtretungs⸗ und Eintragungskoſten zu zahlen. 


6. Von der Löſchung der Hypotheken und Grundſchulden. 


$. 57. 


Das Hypotheken- und Grundſchuldrecht wird nur durch Löſchung im 
Grundbuch aufgehoben. 
$. 58. 


Die Loöſchung erfolgt auf Antrag des Eigenthümers, oder auf Erſuchen 
einer zuſtändigen Behörde. 
$. 59. 

Vormerkungen werden gelöſcht auf Erſuchen derjenigen Behörde, auf deren 
Antrag dieſelben 15 Hemd each vermerkt worden, oder auf Bewilligung deſſen, 
ür den ſie vermerkt worden ſind. 

$. 60. 

Weigert der Gläubiger die Bewilligung der Löſchung, ſo bleibt dem Eigen⸗ 
thümer überlaffen, zugleich nit der Klage gegen den Gläubiger bei dem Prozeß- 
richter den Antrag zu begründen, das Grundbuchamt zu erſuchen, daß bei der 
Hypothek oder Grundſchuld Widerſpruch gegen weitere Verfügungen des Gläu« 
igers vermerkt werde. 

' $. 61. 
L der Quittung und Löſchung hat beim Mangel einer Verein⸗ 

a det Sien ber Schuldner, die beſonderen Koſten für den Nachweis 
der Berechtigung des Gläubigers der Letztere zu tragen. 


. 62. 


An die Stelle einer gelöſchten Hypothek und Grundſchuld darf eine andere 
nicht eingetragen werden, vielmehr rücken die nachſtehenden Poſten vor. 
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Wenn eine Hypothek oder Grundſchuld von dem Eigenthümer bezahlt 
oder auf andere Weiſe getilgt worden iſt, ſo iſt der bisherige Gläubiger na 


der Wahl des Eigenthümers verpflichtet, entweder Quittung oder Löſchungs⸗ 
bewilligung zu ertheilen, oder die Poſt ohne Gewährleiſtung abzutreten. 


$. 64. 


Der eingetragene Eigenthümer ift berechtigt, auf Grund der Quittung oder 
Löſchungsbewilligung die Poſt auf ſeinen Namen umſchreiben zu laſſen oder über 
ſie zu verfügen. k 

b. 65. 


Ein gleiches Recht hat der eingetragene Eigenthümer, welcher die al. 
thek oder Grundſchuld von Todeswegen erworben hat, auf Grund des Teſta⸗ 
ments, des Erbvertrages oder der Erbbeſcheinigung. 

Hat derſelbe die Poſt als Vermächtnißnehmer erworben, ſo bedarf es CG 
Umſchreibung der Einwilligung des Erben, oder feiner rechtskräftigen Verurthei⸗ 
lung zu derſelben. 

K. 66, 


Erwirbt der Gläubiger das verpfändete Grundſtück, fo kann er die Hypo⸗ 
thek oder Grundſchuld auf ſeinen Namen ſtehen laſſen oder über ſie verfügen. 


$. 67. 


Die Vorſchriften der $$. 63 — 66. finden auf Kautionshypotheken keine 
Anwendung. Y we 


Vierter Abſchnitt. 
Von dem Bergwerkseigenthum und den ſelbſtſtaͤndigen Gerechtigkeiten. 


$. 68. 


Verliehene Bergwerke, unbewegliche Bergwerksantheile und die ſelbſt⸗ 
ſtändigen Kohlen-Abbaugerechtigfeiten in den vormals Königlich date 
Landestheilen unterliegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes mit folgenden zufäß- 
lichen Beſtimmungen: 
1) Das Bergwerkseigenthum wird durch die von dem Oberbergamt ertheilte 
S Ta beſtätigte Konſolidation, Theilung oder Vertauſchung von 
Grubenfeldern und Feldestheilen erworben. 
Der Erwerber ift in dieſen Fällen von Amtswegen zur Eintra⸗ 
gung ſeines Bergwerkseigenthums anzuhalten. 

Zu dieſem Zweck hat das Oberbergamt dem Grundbuchamt eine 
beglaubigte Abſchrift der Verleihungsurkunde oder die Ausfertigung des 
beitätigten Konſolidations⸗, Theilungs- oder Tauſchaktes ai, 9 

n 
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2) In Betreff der Befugniß des eingetragenen Bergwerkseigenthümers, das 
verliehene Feld zu theilen, Feldestheile auszutauſchen, oder auf dieſelben 
zu verzichten, kommen die Vorſchriften des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865. zur Anwendung. 


3) Hülfsbaue, welche unter die Vorſchriften der 55. 60. ff. des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. fallen, erlangen auch ohne Eintragung 
in das Grundbuch durch Uebergang des Beſitzes die Eigenſchaft ding⸗ 
licher Rechte. Dieſelben erlöſchen nicht durch Ertheilung des Zuſchlages 
in Folge gerichtlicher Zwangsverſteigerung. 

$. 69. 


Wenn für ſelbſtſtändige Gerechtigkeiten Grundbuchblätter eingerichtet find, 
ſo wird die Veräußerung und der Erwerb des Eigenthums an ihnen, ihre Be⸗ 
laſtung und Verpfändung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes beurtheilt. 


| Fünfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 70. : 
Der Prozeßrichter hat auf den Antrag einer Partei die Eintragung einer 
Vormerkung bei dem Grundbuchamt nachzuſuchen, wenn ihm der Anſpruch oder 
das Widerſpruchsrecht, welche durch die Vormerkung geſichert werden ſollen, 
glaubhaft gemacht ſind. 
p $. 71. | 
Die ſtatutenmäßigen Befugniſſe der mit Korporationsrechten verſehenen 
le in Betreff der Zwangsverwaltung werden durch dieſes Geſetz nicht 
erührt. 
ö §. 72. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1872. in Kraft. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 5. Mai 1872. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 
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(Nr. 8035.) Grundbuch Ordnung. Vom 5. Mai 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2 


verordnen für die Landestheile, in welchen die Hypotheken⸗Ordnung vom 20. De 
zember 1783. gilt, mit Ausnahme der Gebietstheile der Provinz Hannover, unter 
Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Form und Einrichtung der Grundbücher. 


Sep 
Für jeden Gemeinde, ſelbſtſtändigen Guts⸗ oder beſonderen Grumdfteuet‘ 
Erhebungsbezirk werden ein oder mehrere Grundbücher angelegt. In dieſe 
werden die ſelbſtſtändigen, in den Grundſteuerbüchern verzeichneten Grundſtücke 
eingetragen. 
Die Eintragung erfolgt in fortlaufender Nummerreihe. 


WER CH? 

Für Domainen und andere dem Staat gehörige Grundſtücke, für Grund. 
ftüde der Kirchen, Klöſter, Schulen und Gemeinden, für Eiſenbahnen und 
öffentliche Landwege bedarf es der Anlegung eines Grundbuchblatts nur im Fall 
der Veräußerung oder Belaſtung, oder wenn von dem Eigenthümer oder einem 
Berechtigten darauf angetragen wird. 

Die Grundſtücke der Eiſenbahnen und die öffentlichen Landwege werden 
dann in dem Grundbuch eines jeden Bezirks (F. 1.), in welchem fie liegen, ein“ 
getragen. | | 

$. 3. 


Die für Grundſtücke gegebenen Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten auch 
für Bergwerke und Gerechtigkeiten, ſofern nicht ein Anderes ausdrücklich be 


ſtimmt iſt. 
§. 4. 


Die Grund- und Gebäudeſteuerbücher, von welchen dem Grundbuchamt 
eine Abſchrift mitgetheilt werden ſoll, dienen zur Ausmittelung der in die Grund⸗ 
bücher einzutragenden oder bereits eingetragenen Grundſtücke, ihrer Lage unt 
Größe. Ihre Bezeichnung in den Steuerbüchern iſt bei den Grundbüchern bei 
2 19 Bei Gutskomplexen genügt die Eintragung der Geſammtfläche und 

es Geſammtreinertrages. 

Sofern in den Steuerbüchern die Größe von Gebäuden, Hofräumen und 
Hausgärten, welche nicht zu einem Gutskomplex gehören, nicht angegeben iſt, 
hat der Eigenthümer bei dem Fortſchreibungsbeamten die Vermeſſung und Ber 
vollſtändigung der Grundſteuerbücher zu beantragen. Br 


Y 


Die Zurückführung der bereits angelegten Grundbuchblätter auf die Grund. 
und Gebäudeſteuerbücher erfolgt nach den Beſtimmungen der darüber zu erlaſſen⸗ 


en Ausführungsverfügung. 


6. 5. 


H Das Grundbuchblatt eines Grundſtücks umfaßt deſſen Beſtandtheile, un 

ewegliche Zubehörſtücke und Gerechtigkeiten. 

5 Zubehörſtücke erhalten nur dann ein beſonderes Blatt im Grundbuch, wenn 

ba Zong im Auslande oder in dem Bezirke eines anderen Grundbuch 
es liegt. 

Im erſteren Fall iſt das Zubehörſtück, ſofern nicht durch Staatsverträge 
ein Anderes beſtimmt iſt, als ein ſelbſtſtändiges Grundſtück zu behandeln. 

Im letzteren Fall iſt auf dem Titel des Zubehörſtücks zu vermerken, zu 
welchem Hauptgut daſſelbe gehört, demnächſt das Blatt gegen weitere Eintra 
beugen zu ſchließen, und auf dem Titel des Hauptgutes auf das Grundbuch 
latt des Zubehörſtücks hinzuweiſen. SE 

Diefe Vorſchriften gelten auch für die Zubehörſtücke der Bergwerke. 


$. 6. 

Die Grundbücher werden, inſoweit dieſelben neu anzulegen oder re 
ſchreiben ſind, nach den dieſem Geſetz beigelegten Formularen I. oder II. ein- 
gerichtet (Anlage A. B.). 

Das Grundbuchamt hat zu ermeſſen, welches der beiden Formulare an- 
zuwenden iſt. 2 

Für die Bergwerke mit unbeweglichen Antheilen der Gewerken (Kuge) wird 


N Formular III. (Anlage C.) vorgeſchrieben. 


"2 


6:7, 
In dem Formular I. erhält jedes Grundſtück ein eigenes Grundbuchblatt. 
Daſſelbe Zeeche: einem Titel und drei Abtheilungen. 


. 8. 
Der Titel giebt in der erſten Spalte an: 
1) die Bezeichnung des Grundſtücks: 
bei ſelbſtſtändigen Gütern den Namen des Guts und des 


Kreiſes; 4 0 
bei ſtädtiſchen Grundſtücken die Nummer, Straße und ſonſtige 


ortsübliche Bezeichnung; 
bei kleineren ländlichen, zu einer Ortſchaft gehörenden Gütern 


die Bezeichnung des Kreiſes, der Ortſchaft, der Nummer oder 
ſonſtigen Kennzeichen; 

2) die Eigenſchaft des Grundſtücks 

3) die Nummer, welche das Grundſtück im Steuerbuch führt, 


(Nr. 8085) 4) die 
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4) die Größe und den Grundſteuerreinertrag oder Nutzungswerth ($. 4.); 
bei vereinigten Grundſtücken ($. 13.) die Größe und den Grund» 
ſteuerreinertrag oder Nutzungswerth eines jeden einzelnen Grundſtücks. 


Die zweite Spalte iſt für Abſchreibungen beſtimmt. 


R. 9. 


Bei Bergwerken und den Kohlenabbaugerechtigkeiten in den vormals 
Königlich Sächſiſchen Landestheilen iſt eine Beſchreibung derſelben in den Titel 
aufzunehmen, welche den weſentlichen Inhalt der Verleihungsurkunde oder des 
ſonſtigen Berechtigungstitels anzugeben hat. Für die Zubehörungen der Berg⸗ 
werke und Kohlenabbaugerechtigkeiten an Grundſtücken und Gebäuden, welche ſich 
im Eigenthume des Bergwerkseigenthümers befinden, ſind die Beſtimmungen des 
$. 8. Nr. 1— 4. dieſes Geſetzes maßgebend. 


$. 10. 


In die erſte Spalte der erſten Abtheilung iſt einzutragen: 
der Eigenthümer nach Vor⸗ und Zunamen, nach Stand, Gewerbe oder 
anderen unterſcheidenden Merkmalen, Wohnort oder Aufenthaltsort ; 
eine juriſtiſche Perſon nach ihrer geſetzlichen oder in der Verleihungs⸗ 
urkunde enthaltenen Benennung, eine Handelsgeſellſchaft, Aktien⸗ 
eſellſchaft und Genoſſenſchaft unter ihrer Firma und Bezeichnung des 

rts, wo fie ihren Sitz hat; ö 

in die zweite Spalte: 
das Datum der Auflaſſung und der Eintragung, die Vermerke über 
Zuſchreibungen (8 61.), und auf Antrag des Egenthümers der Er⸗ 
werbögrund; 

in die dritte Spalte: 
auf Antrag des Eigenthümers der Erwerbspreis, die aiae des 
Werths nach einer öffentlichen Taxe und bei Gebäuden die Feuer⸗ 
verſicherungsſumme mit Angabe des Datums. 


. 11. 


In die erſte Hauptſpalte der zweiten Abtheilung werden eingetragen: 
1) dauernde Laſten und wiederkehrende Geld- und Naturalleiſtungen, 
welche auf einem privatrechtlichen Titel beruhen. 

Von der Eintragung find ausgeſchloſſen die an den Staat zu 
entrichtenden öffentlichen Abgaben und Leiſtungen. 

Der Eintragung bedürfen nicht die Leiſtungen zur Erfüllung der 
Deichpflicht und die im §. 49. der Konkursordnung vom 8. Mai 1855. 
aufgeführten gemeinen Laften; ` 

2) die Beſchränkungen des Eigenthums und des Verfügungsrechts des 
Eigenthümers. ç au 


— 449 — 


In die zweite Hauptſpalte „Veränderungen“ werden alle gr + 
eingetragen, welche die in der erſten Hauptſpalte vermerkten Rechte und Be⸗ 
ſchränkungen erleiden. 

7 Iſt ein in der erſten Hauptſpalte eingetragenes Recht aufgehoben, ſo erfolgt 
die Löſchung in der Hauptſpalte „Löſchungen“; die Löſchung einer Veränderung 
wird unter der zweiten Hauptſpalte in der Nebenſpalte „Löſchungen“ bewirkt. 


$. 12. 


In die erſte Hauptſpalte der dritten Abtheilung werden die Hypotheken 
und Grundſchulden eingetragen. 

Wenn mit ſolchen Rechten der Beſitz und Genuß des Grundſtücks von 
Seiten des Gläubigers verbunden iſt, ſo wird zugleich dieſes Recht in der zweiten 
btheilung vermerkt. 
In die zweite Hauptipalte „Veränderungen“ find alle Veränderungen der 
in der erſten Hauptſpalte eingetragenen Poſten zu vermerken. 

Die Nebenſpalte „Löſchungen “ in der zweiten Hauptſpalte iſt für die Löſchung 
er Veränderungen, die Hauptſpalte „Löſchungen“ zur Löſchung der in der erſten 
Hauptſpalte eingetragenen Poſten beſtimmt. 


6. 18. 


Für mehrere im Bezirk deſſelben Grundbuchamts liegende Grundſtücke 
deſſelben Eigenthümers kann auf deſſen Antrag ein gemeinſchaftliches Blatt an⸗ 
gelegt werden, wenn daraus nach dem Ermeſſen des Grundbuchamts keine Ver⸗ 
wirrung zu beſorgen iſt. 


6.14. 


In dem Formular II. erhält jeder Eigenthümer einen Artikel, unter welchem 
ſämmtliche ihm zugehörige Grundſtücke, ihre Steuerverhältniſſe, ihre dinglichen 
elaſtungen und deren Veränderungen eingetragen werden. 


$. 15. 


„ „Die Artikel werden in einem beſonderen Grundbuch für jeden Bezirk ($. 1.) 
mit Bezeichnung der Artikelnummer des Steuerbuchs angelegt, und in jedem 
Artikel die einzelnen Grundſtücke nach fortlaufenden Nummern eingetragen. 


$. 16. 


d Grundſtücke, welche eine Ehefrau in eine Ehe mit Gemeinſchaft der Güter 
einbringt oder während derſelben erwirbt, werden auf den Antrag beider Eheleute 
in dem Artikel des Ehemannes eingetragen. Bei Trennung der Ehe erhält die 
au einen beſonderen Artikel. E 
Leben die Eheleute unter getrenntem Güterrecht, fo erhält zwar die Ehefrau 
einen beſonderen Artikel, aber mit der Nummer des Artikels ihres Mannes, wenn 
25 7 die Grundstücke der Ehefrau in dem Artikel des Mannes einge⸗ 
gen ſind. 
Jahrgang 1872. (Nr. 8035. 62 EL 
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$. 17. 


In dem Grundbuchblatt nach Formular III. ift die Anzahl der Kue, welche 
ſich im Eigenthum eines jeden Gewerken befindet, anzugeben. 


$. 18. 
Für jedes Grundbuchblatt und für jeden Artikel werden beſondere Grund⸗ 


akten gehalten. Den Grundakten ſind Tabellen vorzuheften, welche eine wörtliche 
Abſchrift der Grundbuchblätter und Artikel ſein müſſen. 


$. 19. 


Die Einſicht der Grundbücher und Grundakten iſt Jedem geſtattet, welcher 
DE CS Ermeſſen des Vorſtehers des Grundbuchamts ein rechtliches Intereſſe 

abei hat. 

Oeffentlichen Behörden und den von ihnen beauftragten Beamten ſteht in 
den geſetzlich beſtimmten Fällen die Einſicht der Grundbücher und Grundakten 
und die Entnahme von Bemerkungen aus denſelben frei, auch ſind ſie berechtigt / 
Abſchriften zu verlangen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Grundbuchaͤmtern. 


$. 20. 


Zur felbfiftändigen Bearbeitung der Grundbuchſachen wird bei jedem 
Stadt. und Kreisgericht und jeder ſtändigen Kreisgerichtsdeputation ein Grund 
buchamt gebildet. 

Daſſelbe befteht aus einem zum Richteramt befähigten Vorſtand (Grund. 
dente e einem Buchführer und den erforderlichen Schreibern und Unter 
eamten. 


| $. 21. 

In größeren Städten und Kreiſen können durch Anordnung des Juſtiz 
miniſters mehrere Grundbuchämter für geographiſch abzugrenzende Bezirke ge 
bildet werden. 

ü $. 22. 

Die Kreisgerichtskommiſſionen ſind die Grundbuchämter für die in ihren 

Bezirk belegenen Grundſtücke, ſofern nicht das Grundbuch über dieſelben na 


der Gerichtsverfaſſung bei den Kreisgerichten zu führen iſt. e 5 


KS ` 


DER * 


$. 23. 


Die Grundbuchämter ſtehen unter der geſchäftlichen Aufſicht der Stadt⸗ 
gerichtspräſidenten, der Kreisgerichtsdirektoren oder der Dirigenten der Kreis- 
gerichtsdeputationen, welche in Verhinderungsfällen die Vertreter zu beftellen haben. 


§. 24. 

Beſchwerden über Verzögerungen im Geſchäftsbetrieb werden zunächſt von 
dem Präſidenten, dem Direktor des Stadt⸗ oder Kreisgerichts oder dem Diri⸗ 
genten der Deputation, in zweiter Inſtanz von dem Präſidenten des Appellations⸗ 
gerichts, in letzter Inſtanz von dem Juſtizminiſter entſchieden. 

Beſchwerden über Verfügungen des Grundbuchrichters gehen an das Appel⸗ 
lationsgericht des Bezirks, bei deſſen Entſcheidung es bewendet. 


F. 25. 


> Liegen Grundſtücke, welche einem einheitlichen Gutsverbande angehören, 
in den Bezirken verſchiedener Grundbuchämter, ſo hat das Appellationsgericht zu 
beſtimmen, welches Amt das Grundbuch zu führen hat; liegen ſie in verſchie⸗ 
denen Appellationsgerichts⸗Bezirken, fo hat der Juſtizminiſter dieſe Beſtimmung 
zu treffen. 

$. 26. 


Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit mehrerer in dem . deſſelben 
Appellationsgerichts beſtehender Grundbuchämter werden von dem Appellations⸗ 
gericht, andernfalls von dem Juſtizminiſter entſchieden. 


$. 27. 


Wenn ein Grundbuchblatt aus dem Bezirk eines Grundbuchamts in den 
eines anderen übergeht, jo wird dem letzteren eine vollftändige beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift des Blattes mitgetheilt und das frühere Blatt geſchloſſen. In dieſe Ab- 
ſchrift iſt nur der noch gültige Inhalt aufzunehmen. 


$. 28. 


Rückſichtlich des Fortbeſtandes der Berg⸗Hypothekenkommiſſionen und der 
Reſſortverhältniſſe derſelben bewendet es bei den Beſtimmungen des $. 246. des 
Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865., der Geſetze vom 18. April 1855. 
und 10. Juni 1861. 

$. 29. 

Die Beamten des Grundbuchamts haften für jedes Verſehen bei Wahrneh⸗ 
mung ihrer Amtspflichten, ſoweit für den Beſchädigten von anderer Seite her 
Erſatz nicht zu erlangen iſt. 

Soweit der Beſchädigte nicht im Stande iſt , Erſatz ſeines Schadens von 
dem Grundbuchbeamten zu erhalten, haftet ihm f denſelben der Staat. 


ür 
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Dritter Abſchnitt. 
Von dem Verfahren in Grundbuchſachen. 


1. Allgemeine Beſtimm ungen. 
$. 30. 


Die Grundbuchämter verfahren, mit Ausnahme der im Geſetz beſtimmten 
Fälle, nur auf Antrag. RT 


Die Anträge werden mündlich bei dem Grundbuchamt angebracht oder 
ſchriftlich eingereicht. SES 


Mündliche Anträge auf Eintragungen oder Löſchungen find von dem 
Grundbuchrichter aufzunehmen. 953 

Schriftliche, zu einer Eintragung oder Löſchung erforderliche Anträge und 
Urkunden müſſen gerichtlich oder notariell aufgenommen oder beglaubigt ſein. 
Jedoch bedürfen ſchriftliche Anträge, welchen die beglaubigten Urkunden beiliegen , 
in denen die Betheiligten die beantragte Eintragung oder Löſchung ſchon bewil⸗ 
ligt haben, keiner beſonderen Beglaubigung. 

Der Aufnahme eines beſonderen Protokolls über die Beglaubigungen und 
der Zuziehung von Zeugen bedarf es nicht. 


$. 34. 

Die für die Gültigkeit der Verträge der Taubſtummen, Blinden und 
Schreibunkundigen und der Deutſchen Sprache nicht mächtigen Perſonen vor⸗ 
Want. beſonderen Formen gelten auch für ihre Anträge bei dem Grund- 
uchamte. 

$. 35. 

Urkunden und Anträge öffentlicher Behörden bedürfen, wenn fie ordnungs- 

mäßig unterſchrieben und unterſtegelt ſind, keiner Beglaubigung. 
§. 36. 


5 Notare bedürfen zur Stellung der Anträge keiner beſonderen Vollmacht , 
wenn die von ihnen 1 oder beglaubigte und eingereichte Urkunde 
duet" Sr oder den Antrag der Bethelligten auf Eintragung oder Löſchung 

enthält. 


$. 37. 


Andere Perſonen, welche als Bevollmächtigte Anträge ſtellen, haben 
ſich durch gerichtlich oder notariell aufgenommene oder beglaubigte Vollmacht 
auszuweiſen. 5. 38 


; 
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§. 38. 

Sind die zur Eintragung oder Löſchung erforderlichen Urkunden oder Voll. 
machten von einer ausländiſchen Behörde ausgeſtellt oder beglaubigt, und iſt die 
Befugniß dieſer Behörde zur Ausſtellung öffentlicher Urkunden nicht durch Staats- 
verträge verbürgt, oder ſonſt dem Grundbuchamt bekannt, ſo muß die Befugniß 
der ausländiſchen Behörde zur Aufnahme des Aktes und deren Unterſchrift auf 
geſandtſchaftlichem Wege feſtgeſtellt werden. 


$. 39. 

Bei Eintragungen und Löſchungen auf Grund von Erbverträgen, letzt 
willigen Verfügungen und Erbtheilungsurkunden genügt ein Auszug aus dieſen 
Urkunden, foweit derſelbe die einzutragende oder zu löſchende Beſtimmung betrifft, 
wenn in den nach dem freien Ermeſſen des Nachlaßrichters dazu geeigneten Fällen 
eine Beſcheinigung deſſelben darüber beigefügt iſt: E 

daß in der Urkunde eine weitere hierauf bezügliche Beſtimmung nicht 
enthalten ſei. e 40 


Sind Nachlaßforderungen getheilt, ſo genügt zu deren Umſchreibung eine 
Beſcheinigung des Nachlaßrichters: 
daß die Forderung bei der Theilung des Nachlaſſes dem Erben oder 
Vermächtnißnehmer übereignet worden ſei. 
$. 41. 

Dem auf Eintragung oder Löſchung gerichteten Erſuchen einer zuftändigen 
Behörde, welches den geſetzlichen Erforderniſſen entſpricht, insbeſondere auch alle 
weſentlichen Punkte des einzutragenden Vermerks enthalten muß, haben die 

rundbuchämter zu genügen, oder den aus dem Grundbuch ſich ergebenden 
Anſtand der erſuchenden Behörde bekannt zu machen. 


$. 42. 
Die Anträge ſowohl als die Urkunden ſind genau mit dem Zeitpunkt des 
Eingangs vom Grundbuchrichter oder Buchführer zu bezeichnen. 
§. 43. 


Die Verfügungen auf die Anträge ſind vom Grundbuchrichter zu erlaſſen 
und vom Buchführer auszuführen. a 6 

Die Eintragungsformel iſt dem Antrag gemäß von dem Richter wörtlich 
(e der Faſſung zu entwerfen, in welcher fie in das Grundbuch eingetragen wer⸗ 
en ſoll 


Rebenbeſtimmungen, insbeſondere über Kündigung oder Zahlung des Ka⸗ 
pitals, ſind dem Antrag entſprechend in die Formel aufzunehmen. 
$. 44. | 
Bei allen Einſchreibungen in das Grundbuch ift der Tag der Einſchrei⸗ 
bung anzugeben; die in die zweite und dritte Abtheilung einzutragenden Poſten 
(Nr. 8035.) find 


— 454 — 


ſind in jeder Abtheilung mit fortlaufenden Nummern zu verſehen. Die Ein 
ſchreibungen find im Grundbuch von dem Grundbuchrichter und dem Buchführer 
zu unterzeichnen. 

§. 45. 


Aus mehreren Eintragungsgeſuchen für daſſelbe Grundſtück erfolgt die 
Eintragung in der durch den Zeitpunkt der Vorlegung der Geſuche bei dem 
Grundbuchamt beſtimmten Reihenfolge, und aus gleichzeitig vorgelegten Ge⸗ 
ſuchen zu gleichem Recht, wenn nicht in denſelben eine andere Reihenfolge 
beſtimmt iſt. S 

R. 46. 


Der Grundbuchrichter ift verpflichtet, die Rechtsgültigkeit der vollzogenen 
Auflaffung, Eintragungs- oder Löſchungsbewilligung nach Form und Inhalt 
zu prüfen. Ergiebt dieſe Prüfung für die beantragte Eintragung oder Löſchung 
ein 3 fo hat der Grundbuchrichter daſſelbe dem Antragſteller bekannt 
zu machen. 

Mängel des Rechtsgeſchäfts, welches der vollzogenen Auflaſſung, Eintra⸗ 
gungs- oder Löſchungsbewilligung zu Grunde liegt, berechtigen nicht, die bean 
tragte Eintragung oder Löſchung zu beanſtanden. 


$. 47. 

Die für die Kreditinſtitute ergangenen ſtatutenmäßigen Vorſchriften über 
die Aufnahme, Eintragung und Löſchung der Pfandbriefdarlehne, ſowie über die 
Umſchreibung eingetragener Forderungen in Pfandbriefdarlehne und die Umwand⸗ 
lung der Pfandbriefe bleiben unberührt. 


2. Eintragung des Eigenthümers. 


$. 48. 


Der Grundbuchrichter darf die Auflaſſungserklärung erſt entgegennehmen 
wenn er nach Prüfung der Sache dafür hält, daß der ſofortigen Eintragung de 
Eigenthums ein Hinderniß nicht entgegenſteht. 

` Dn per Auflaſſungserklärung können die Betheiligten das Rechtsgeſchaͤft, 
welches der Auflaſſung zu Grunde liegt, bezeichnen, und find dieſelben befugt, 
eine Ausfertigung oder Abſchrift der über das Rechtsgeſchäft errichteten Urkunde 
zu den Akten zu geben. 

Die Eintragung des Eigenthumsüberganges muß ſich unmittelbar an die 
Auflaſſung anſchließen. 

$. 49. 

Wer vor dem Zeitpunkt, in welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, das 
Eigenthum eines Grundſtücks ohne Eintragung erworben hat, erhält auf Antrag 
die Eintragung als Eigenthümer, wenn er ſeinen Erwerb nach den Vorſchriften 
des bisherigen Rechts nachgewieſen hat. Dieſe Vorſchriften behalten auch in 
Anſehung der Grundſtücke, für welche ein Grundbuchblatt noch nicht angelegt 
werden kann, bis zur Anlegung deſſelben ihre Gültigkeit. SE 


2 
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F. 50. 
Wo Gütergemeinſchaft unter Eheleuten gilt, iſt dieſes Rechtsverhältniß auch 
auf den Antrag eines Ehegatten im Grundbuch zu vermerken. Ñ 
Bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft iſt das Miteigenthum der Kinder auf 
den Antrag des überlebenden Ehegatten, der Kinder oder deren geſetzlicher Ver⸗ 
treter einzutragen. Ce 


„„Die Eintragung des Eigenthums geſetzlicher Erben an den zur Erbſchaft 
Rüge Grundſtücken erfolgt auf Grund einer Erbbeſcheinigung des zuſtändigen 
ichters 


\ Beruht das Erbrecht auf einem Erbvertrag oder einem Teſtament, fo muß 

die letztwillige Verordnung oder ein nach F. 39. beſcheinigter Auszug aus der- 
ſelben mit der Niederlegungs- und Verkündigungsverhandlung, oder den fonft 
zum Nachweiſe des Erbrechts erforderlichen Urkunden in Ausfertigung bei⸗ 
gebracht werden, ſofern dieſe Urkunden dem Grundbuchrichter nicht in Urſchrift 
vorliegen. o 52 


Lehns⸗ oder Familienfideikommißfolger haben ihr Nachfolgerecht durch eine 
Beſcheinigung der "eh oder Fideikommißbehörde nachzuweiſen. 


§. 53. 
l Vermächtnißnehmer müſſen die Einwilligung der Erben in die Eintragung 
ihres Eigenthums in beglaubigter Form oder das die Erben zur Ertheilung der 
Einwilligung verurtheilende rechtskräftige Erkenntniß beibringen. 


§. 54. 
Nebenbeſtimmungen aus Verträgen oder letztwilligen Verordnungen, welche 


das Eigenthum oder die Befugniß des Eigenthümers, über das Grundſtück zu 
verfügen, beſchränken, werden nur auf Antrag eingetragen. 


§. 55. 
n den Fällen, in welchen der Erwerb des Eigenthums an Grundſtücken 
eine Aüflaſſungserklärung des bisher eingetragenen Eigenthümers nicht voraus, 
ſetzt, kann der Eigenthümer zur Eintragung feines Eigenthums angehalten wer⸗ 
en, wenn 
1) eine zuftändige Behörde dieſelbe erfordert, 
2) wenn ein dinglich oder zu einer Eintragung Berechtigter dieſelbe beantragt. 


$. 56. f 
Wird von einem nach $. 55. hierzu Berechtigten die Eintragung des 
Eigenthümers beantragt, ſo hat der Grundbuchrichter den Eigenthümer unter 
Mittheilung des Antrages aufzufordern, binnen einer beſtimmten Friſt bei Ver⸗ 
meidung einer die Summe von 50 Thalern nicht überſteigenden Geldſtrafe ſich 
eintragen zu laſſen. 
(Nr, 8035.) Läßt 
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Läßt derſelbe die Friſt fruchtlos verſtreichen und beſcheinigt auch ie 
Hinderniſſe, welche einen ferneren Aufſchub rechtfertigen, fo ſetzt der Grundbuch) 
richter die Strafe feſt und erneuert die frühere Aufforderung an ihn unter der 
Verwarnung, daß nach Ablauf der neuen Friſt auf ferneres Andringen des hier- 
von zu benachrichtigenden Antragſtellers im Wege der Zwangsvollſtreckung die 
Eintragung ſeines Eigenthums werde herbeigeführt werden. 

Beſtreitet der Eigenthümer im Fall des $. 55. Nr. 2. das Recht des 
Antragſtellers, ſo iſt Letzterer zum Prozeßwege zu verweiſen. 


$. 57. 

Die Eintragung des Eigenthümers ift dem bisher eingetragenen Eigen 
thümer und den aus dem Grundbuch erſichtlichen dinglich Berechtigten, ſowie der 
Grundſteuerbehörde und im Fall von Abzweigungen dem Landrath oder dem 
Magiſtrat bekannt zu machen. 8. 58 

58. 


Wenn ein Grundſtück, welches von einem eingetragenen Grundftüd abge 
zweigt werden ſoll, auf ein anderes Blatt oder einen anderen Artikel zu über 
tragen iſt, fo muß das einzutragende Grundſtück in der Auflaſſungserklärung 
nach dem Steuerbuch unter Beifügung eines beglaubigten Auszuges aus dem- 
ſelben und einer von dem Fortſchreibungsbeamten beglaubigten Karte, aus welcher 
die Größe des abgezweigten Grundſtücks hervorgeht, bezeichnet werden. 


$. 59. 


Wenn ein Theil eines Grundſtücks unbelaſtet auf einen Eigenthümer über 
ehen ſoll, deſſen Grundbeſitz im Grundbuch nicht verzeichnet zu werden braucht 
0 2.), jo kann auf Verlangen des Erwerbers die im Anſchluß an die Sit 
aſſung zu bewirkende Eintragung des a en dadurch erſetzt 
werden, daß auf dem bisherigen Grundbuchblatt oder Artikel die Abſchreibung 
des Theils mit Angabe des Sachverhältniſſes vermerkt wird. Dieſer Vermerk hat 
die Wirkung der Eintragung des Eigenthumsüberganges. 


$. 60. 

Wird von dem Grundſtück, für welches ein Grundbuchblatt nach dem 
Formular I. angelegt iſt, ein Theil oder ein Zubehörſtück getrennt, ſo wird 
daſſelbe auf dem Titel abgeſchrieben, und daſelbſt zugleich vermerkt, auf welches 
Grundbuchblatt es übertragen wird. 

$. 61. 

Soll das abgeſchriebene Stück einem anderen Grundſtück als Zubehör zw 
geſchrieben oder auf das Blatt eines anderen Grundſtücks ſelbſtſtändig übertragen 
werden, ſo wird die Zuſchreibung oder Uebertragung auf dem Titel und in der 
erſten Abtheilung eingetragen. so 


Gehen alle auf einem Blatt nach Formular II. unter einem Artikel ein 
getragene Grundſtücke auf einen neuen Eigenthümer über, ſo wird für dieſen — 
neu 


deg ei 
neuer Artikel angelegt und der alte geſchloſſen, nachdem ſämmtliche noch gültige 
intragungen des letzteren auf den neuen übertragen worden ſind. 


$. 63. 


9 Die Abſchreibung eines einzelnen Grundſtücks, welches nach Formular II. 
eingetragen iſt, wird in der betreffenden Spalte der erſten Abtheilung mit der 
ngabe, wohin es übertragen worden iſt, vermerkt. Ein auf dem Artikel per, 
bleibender Reſt wird in der erſten Abtheilung am Schluß mit der früheren lau⸗ 
enden Nummer und dem Zuſatz eines Buchſtabens eingeſchrieben. 


$. 64. 


Der Erwerber eines Trennſtücks kann noch vor der Auflaſſungserklärung 
des Veräußerers mit deſſen Zuſtimmung die Eintragung eines vorläufigen Vermerks 
der erfolgten Veräußerung beantragen. Ohne Zuſtimmung des Veräußerers iſt 
die Eintragung des Vermerks nur auf Erſuchen des Prozeßrichters ſtatthaft. Der 

ermerk wird in der zweiten Abtheilung eingetragen und bei der Abſchreibung 
des Trennſtücks von Amtswegen gelöſcht. 


$. 65. 


Haften auf dem Hauptgut oder auf dem ganzen Grundſtück Laſten und 
Schulden, ſo wird das Baa frei von ſolchen abgeſchrieben, wenn 
entweder nach geſetzlicher Vorſchrift das Trennſtück frei von Laſten und 
Schulden aus dem Verbande des Hauptgutes ausſcheidet, 
oder die Berechtigten das Trennſtück aus der Mithaft entlaſſen. 


$. 66. 


Scheidet das Trennſtück nicht aus der Mithaft mit dem Hauptgut aus, 
ſo werden die Laſten und Schulden auf das Blatt oder den Artikel des Trenn⸗ 
ſtücks von Amtswegen übertragen. In Betreff der Laſten wird hierbei nach 
K 93. des Geſetzes vom 2. März 1850. in deſſen Geltungsbereich verfahren. 
Die hiernach erforderliche Vertheilung der Reallaſten iſt bei der Auseinander- 
ſetzungsbehörde zu beantragen. 

§. 67. 


Gehen die Laſten und Schulden ungetheilt auf das Trennſtück über, ſo 
wird dies bei den betreffenden Poſten in der Spalte „Veränderungen“ auf dem 
bisherigen Grundbuchblatt oder Artikel bemerkt, und die dinglichen Verbindlich— 
eiten werden auf das neue Blatt oder den neuen Artikel in die entſprechende 

btheilung übertragen. 
$. 68. 


Gehen die Laſten und Schulden antheilsweiſe über, ſo wird der auf das 
Trennſtück fallende Antheil auf das Blatt oder den Artikel des letzteren über⸗ 
tragen und auf dem des Stammgrundſtücks gelöſcht. 

Jahrgang 1872. (Nr. 8035.) 63 $. 69. 
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. 69. 


Uebernimmt der Erwerber des Trennſtücks die Laſten und Schulden unter 
Zuſtimmung der Berechtigten allein, ſo werden dieſelben auf dem Blatt oder 
Artikel des Stammgrundſtücks gelöſcht und auf das Blatt oder den Artikel des 
Trennſtücks vollſtändig übertragen. 


$. 70. 


Die Entlaſſung des Trennſtücks aus der Mithaft, ſowie die alleinige oder 
antheilsweiſe Haftung des Trennſtücks wird auf den Hypothekenurkunden und 
Grundſchuldbriefen vermerkt. 


K 71. 


„Der Grundbuchrichter hat einzelne Theile oder Zubehörſtücke des Grund- 
ſtücks ohne Einwilligung der Lehns⸗ oder Familienfideikommiß⸗ Berechtigten, der 
Hypotheken- und Grundſchuldgläubiger oder anderer dinglich Berechtigter under 
laſtet abzuſchreiben oder den Umtauſch gegen andere Grundſtücke zu vermerken, 
wenn die Unſchädlichkeit der Veräußerung oder des Austauſches für dieſe Berech— 
tigten von der zuſtändigen Auseinanderſetzungsbehörde oder bei landſchaftlich be 
liehenen Grundſtücken von der Kreditdirektion bezeugt wird. 


F. 72. 


N Grundbuchblätter oder Artikel werden geſchloſſen, wenn ſämmtliche darauf 
eingetragene Grundſtücke abgeſchrieben ſind. 


3. Verfahren bei Eintragungen in der zweiten und dritten 
Abtheilung. s 


KC Zen 
Beſchränkungen des Verfügungsrechts des Eigenthümers, ſowie auf einem 
privatrechtlichen Titel beruhende dingliche Rechte, welche an dem Tage, wo dieſes 
Geſetz in Kraft tritt, ohne Eintragung rechtsgültig beſtehen, müſſen bis zum 
1. Oktober 1873. eingetragen werden, widrigenfalls fie dritten Perſonen gegen⸗ 
über nicht geltend gemacht werden können. 


$. 74. 
Die Eintragung der Familienfideikommiß⸗Eigenſchaft kann nur auf Erſuchen 
der Fideikommißbehörde erfolgen. 
6275; 


Geldrenten bedürfen behufs ihrer Eintragung nicht der Kapttaliſirung , 
andere zu gewiſſen Zeiten wiederkehrende Abgaben und Leitungen nicht der Ver⸗ 
anſchlagung in Geld. 8. 76 


E 


EE 


$. 76, 

Altentheile werden in der zweiten Abtheilung eingetragen. In dem Ein- 
tragungsvermerk iſt auf die zu den Grundakten in beglaubigter Form einzu⸗ 
teichende Feſtſetzung des Altentheils zu verweiſen; einer Eintragung der einzelnen 
Leiſtungen bedarf es nicht. 

$. 77. ) 

Die an die Rentenbanken abgetretenen Renten und die an den Domainen⸗ 
ſiskus zu entrichtenden Ablöſungsrenten werden in dem Geltungsbereich des Ge— 
ſetzes vom 2. März 1850. nach Maßgabe deſſelben eingetragen. Im Uebrigen 
iſt aus den von den Auseinanderſetzungsbehörden beſtätigten Rezeſſen nur in 
folgenden Fällen der bezügliche Inhalt in das Grundbuch einzutragen: 


1) wenn ein im Grundbuch ausdrücklich bemerktes Sach- oder Rechtsver⸗ 
hältniß aufgehoben oder verändert wird / 


2) wenn ein berechtigtes Grundſtück durch Kapital entſchädigt wird, ſei es, 
daß daſſelbe baar oder in Rentenbriefen gezahlt wird; 


3) wenn ein verpflichtetes Grundſtück eine Rente oder andere Laſt neu über- 
nimmt. 


$. 78. 


Soll eine dauernde Laſt, eine Hypothek oder eine Grundſchuld auf mehrere 
Grundſtücke zur Geſammthaft eingetragen werden, ſo iſt auf dem Blatt jedes 
Grundſtücks die Mithaft der anderen zu vermerken. 


$. 79. 


Zur Eintragung der Abtretung einer Hypothek iſt die Vorlegung der 
Hypothekenurkunde, zur Eintragung der Abtretung einer Grundſchuld die Vor— 
legung des Grundſchuldbriefs erforderlich. 


$. 80. 


Die Abtretungserklärung muß den Namen des einzutragenden Erwerbers 
enthalten. Der Annahme⸗Erklärung des letzteren bedarf es nicht. 


$. 81. 


Bei der Eintragung einer Abtretung bedarf es nicht der Erwähnung 
der Zwiſcheninhaber der Hypothek oder der Grundſchuld, dem Grundbuchamt 
müſſen aber die Zwiſchenabtretungen in ununterbrochener Reihenfolge vorgelegt 
werden. : 


$. 82. 
Die Eintragung der Abtretung wird auf der Hypothekenurkunde oder 
dem Grundſchuldbrief vermerkt und dieſer Vermerk mit der Unterſchrift und dem 
(Nr. 8035.) 63* Sie 


— 460 — 


Siegel des Grundbuchamts verſehen. Die vorgelegten Abtretungserklärungen 
werden bei den Grundakten entweder in Urſchrift oder in beglaubigter Abſchrift 
zurückbehalten. 


$. 83. 


Erfolgt eine Theilabtretung, ſo iſt von der Hypothekenurkunde oder dem 
Grundſchuldbrief eine gerichtlich oder notariell beglaubigte Abſchrift anzufertigen 
und zugleich auf die Haupturkunde der Vermerk, welcher Theil der Hypothek 
oder Grundſchuld abgetreten, und auf die beglaubigte Abſchrift der Vermerk, für 
wen und über welchen Theil derſelben die Abſchrift gefertigt iſt, zu ſetzen. 

Soll die Theilabtretung eingetragen werden, ſo ſind die Haupturkunde 
und die beglaubigte Abſchrift dem Grundbuchamt vorzulegen, und iſt die Ein- 
tragung der Abtretung gemäß $. 82. auf beiden Urkunden und neben dem Dm: 
tragungsvermerk auf der Haupturkunde zu vermerken: ö ; 


noch gültig auf (mit Angabe der Summe). 


$. 84. 


Die Vorſchriften der 55. 79— 82. finden auch Anwendung, wenn eine 
Hypothek oder Grundſchuld auf andere Weiſe erworben oder verpfändet wird. 

Der Vermerk der Verpfändung muß den Gläubiger und die Forderung / 
zu deren Sicherheit die Verpfändung erfolgt, bezeichnen. 


$. 85. 


Soll die Hypothek oder Grundſchuld auf einen Vermächtnißnehmer ums 
eeng werden, jo muß die Einwilligung des Erben oder deſſen rechtskräftige 
Verurtheilung zu derſelben beigebracht werden. 


$. 86. 


Zur Einräumung des Vorrechts genügt eine darauf gerichtete Erklärung 
des Einräumenden. E 

Die Eintragung der Vorrechtseinräumung ift auf der Urkunde über die 
urücktretende und auf Verlangen auch auf der Urkunde über die vortretende 
Post von dem Grundbuchamt zu vermerken. 


$. 87. 


Ueberweifungen eingetragenes Poſten an Zahlungsſtatt im Wege der 
Zwangsvollſtreckung find auf Erſuchen des Prozeßrichters oder der zuftändigen 
Verwaltungsbehörde einzutragen. 

Die erſuchende Behörde hat die über die betreffende Poſt ausgefertigte 
Urkunde vorzulegen, und iſt auf derſelben von dem Grundbuchamt die Eintragung 
der Ueberweiſung zu vermerken. 

Im Fall der Ueberweifung eines Theils der Poſt iſt eine Zweigurkunde 
nach §. 83. anzufertigen. 7 8. 88 


. 88. 


h Vormerkungen werden in der erſten Hauptſpalte der zweiten Abtheilung 
eingetragen, wenn durch dieſelben das Recht eines Erwerbers auf Auflaſſung 
oder auf Eintragung eines Eigenthumsüberganges oder auf ein in dieſe Abthei- 
lung einzutragendes Recht, — in der erſten Hauptſpalte der dritten Abtheilung, 
"we ze fie das Recht auf eine Hypothek oder Grundſchuld gefichert 
erden ſoll. 
In gleicher Weiſe iſt bei Vormerkungen zur Sicherung der Löſchung ein⸗ 
getragener Rechte zu verfahren. 
a $. 89. 


Die endgültige Eintragung an der Stelle einer Vormerkung erfolgt auf 
Erſuchen des Prozeßrichters oder mit Bewilligung deſſen, gegen welchen die 
ormerkung gerichtet war. 
$. 90. 


Die Umwandlung einer Hypothek in eine Grundſchuld wird neben der 
Poſt in der zweiten Hauptſpalte vermerkt. Die Hypothekenurkunde wird, von 
der Schuldurkunde gelöft und durch Zerſchneiden vernichtet, bei den Grundakten 
zurückbehalten; die Schuldurkunde iſt dem Gläubiger zurückzugeben, nachdem der 
vorhandene Eintragungsvermerk durchſtrichen worden. 


$. 91. 


Beſchränkungen des Verfügungsrechts über das Grundſtück gehören in die 
erſte Hauptſpalte der zweiten Abtheilung, Beſchränkungen des Verfügungsrechts 
über ein in der zweiten oder dritten Abtheilung eingetragenes Recht werden neben 


demſelben in der zweiten Hauptſpalte vermerkt. 
d Auf der über 15 a Recht gebildeten und beizubringenden Ur⸗ 


kunde iſt von dem Grundbuchamt die Eintragung der Beſchränkung zu vermerken. 


4. Löſchungen. 


$. 92. 


Die Löſchung der Eintragungen in der zweiten und dritten Abtheilung 
darf, ſofern nicht die Löſchung von Amtswegen vorgeſchrieben iſt, nur auf An⸗ 
trag des im Grundbuch eingetragenen Eigenthümers des Grundſtücks oder auf 


Erſuchen einer zuſtändigen Behörde erfolgen. 


. 93. 


Zur Begründung des Löſchungsantrages einer in der zweiten Abtheilung 
eingetragenen Laſt genügt die von dem Eigenthümer vorzulegende Löſchungs⸗ 
bewilligung des eingetragenen Berechtigten oder deſſen Rechtsnachfolgers. 
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$. 94. 


Zur Begründung des Antrags des Eigenthümers, eine Hypothek oder 
Grundſchuld zu löſchen, gehört entweder 


1) ps von dem Gläubiger ertheilte Quittung oder Löſchungsbewilligung , 
oder 


2) der Nachweis der rechtskräftigen Verurtheilung des Gläubigers, die 
Löſchung zu bewilligen, oder 


3) der Nachweis der eingetretenen Vereinigung (Konfuſion oder Konſolida— 
tion), oder 


4) die Vorlegung des rechtskräftigen Ausſchlußerkenntniſſes nach erfolgtem 

Aufgebot der Poſt, oder 

5) die Beſcheinigung des Prozeßrichters, daß von dem Eigenthümer den 
in dem A 106. dieſes Geſetzes geſtellten Anforderungen Genüge ge 
ſchehen iſt. 

Mit dem Antrage muß in den Fällen 1 — 3. die über die Eintragung 
ausgefertigte Urkunde oder das rechtskräftige Erkenntniß, durch welches die 
N nach erfolgtem Aufgebot für kraftlos erklärt worden iſt, vorgelegt 
werden. 


$. 95. 


Mit dem zur Löſchung vorgelegten Grundſchuldbrief ſind die noch nicht 
verjährten Zinsquittungsſcheine zu übergeben. 

Der zur Berichtigung der fehlenden Zinsquittungsſcheine erforderliche Be 
trag muß vor der Löſchung gerichtlich niedergelegt werden. Die Hinterlegung 
des fälligen Betrages geſchieht durch den Schuldner. Den nicht fälligen Betrag 
kann der Gläubiger für ſeine Rechnung hinterlegen. Verweigert er dies, ſo iſt 
der Schuldner den Betrag für eigene Rechnung zu hinterlegen verpflichtet, und 
berechtigt, denſelben von dem zurückzuzahlenden Kapital abzuziehen. 


$. 96. 


Der Inhaber eines noch nicht verjährten Zinsquittungsſcheines kann 
RN Aushändigung deſſelben den Betrag aus dem Depofitorium in Empfang 
nehmen. 


Sechs Monate nach Ablauf der Verjährungsfriſt für jede einzelne 
Zinsrate iſt der Hinterleger berechtigt, die Rückgabe des entſprechenden Betrages 
zu verlangen. 

Wegen der Verjährung der Zinsraten gelten die Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts für Verjährung eingetragener Zinſen. S 
Ein Aufgebot der Zinsquittungsſcheine findet nicht ſtatt. 


$. 97. 
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$. 97. 


Die Löſchung der noch eingetragenen Benefizial⸗Erbeigenſchaft (§. 3. des 
Geſetzes vom 28. März 1840.), der Verpflichtung zur Einholung der (Ge, 
nehmigung zur weiteren Veräußerung der zum vollen Eigenthum verliehenen 
ſiskaliſchen Grundſtücke (Kabinetsorder vom 22. Oktober 1843., Juſt.⸗Min.⸗Bl. 
S. 258.) und der Beſchränkung der Verſchuldung bäuerlicher Grundſtücke (Ver⸗ 
ordnung vom 29. Dezember 1843.) erfolgt nach den bisherigen Vorſchriften 
von Amtswegen. 


$. 98. 


Zur Löſchung der nach §. 2. des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850. 
ohne Entſchädigung aufgehobenen Rechte genügt der Antrag des Eigenthümers. 


$. 99. 


Die Löſchung der Lehns⸗ oder Familienfideikommiß⸗Eigenſchaft kann nur 
auf Grund einer Beſcheinigung der Lehns- oder Fideikommißbehörde, daß die 
sehn» oder Fldeikommißeigenſchaft erloſchen ſei, oder auf Grund eines von 
dieſen Behörden beſtätigten Familienſchluſſes über die Aufhebung der Lehns⸗ oder 
Fideikommißeigenſchaft erfolgen. 

$. 100. 


Die Löſchung der in der zweiten Abtheilung auf Antrag einer zuftändigen 
Behörde eingetragenen Beſchränkungen erfolgt auf Erfuchen dieſer Behörde oder 
mit Bewilligung deſſen, zu deſſen Gunſten ſie eingetragen worden, auf Antrag 
des Eigenthümers. 


$. 101. 


Sind auf Erſuchen der Auseinanderſetzungsbehörde Eintragungen über die 
in $. 77. vorgeſchriebenen Grenzen erfolgt, jo HL der Eigenthümer befugt, unter 
miliona der Auseinanderſetzungsbehörde deren koſtenfreie Löſchung zu be, 
antragen. 


$. 102. 


Perſönliche unvererbliche Einſchränkungen des Eigenthums oder des Ver⸗ 
fügungsrechts werden auf Antrag des Eigenthümers des Grundſtücks gelöſcht, 
wenn der Tod des Berechtigten nachgewieſen iſt. Drei 

Beſteht jedoch die Möglichkeit von Rückſtänden, jo kann die Löſchung 
nach Ablauf eines Jahres erfolgen, ſofern bis dahin eine Vormerkung zur Gr, 
haltung des dinglichen Rechts nicht eingetragen iſt. 


$. 103. 


Die Löſchung einer im Grundbuch eingetragenen Poſt, deren Tilgung der 
Eigenthümer des Grundſtücks behauptet, aber durch eine beglaubigte Quittung 
des eingetragenen Gläubigers oder deſſen Rechtsnachfolgers nicht nachweiſen kann, 
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weil ihm dieſelben ihrer Perſon oder ihrem Aufenthalt nach unbekannt ſind, 
findet nur in Folge eines gerichtlichen Aufgebots nach Vorſchrift der Prozeß- 
ordnung ſtatt. b 


$. 104. 


Das Aufgebot einer Poſt, von welcher der Eigenthümer des Grundſtücks 
behauptet, daß ſie getilgt ſei, kann, wenn er darüber eine Beſcheinigung beibringt, 
auf ſeinen Antrag auch dann erfolgen, wenn der Inhaber der Poſt zwar be— 
kannt iſt, aber als ſolcher ſein Verfügungsrecht nicht nachgewieſen hat. 


$. 105. 


Es wird in dieſem Falle nach Vorſchrift der Prozeßordnung unter Ze: 
rückſichtigung der folgenden näheren Beſtimmungen verfahren: 

1) Der Eigenthümer des Grundſtücks hat ein Verzeichniß der ihm be 
kannten angeblichen Rechtsnachfolger des letzten verfügungsberechtigten 
Inhabers der Poſt zu übergeben und zugleich zu verſichern, daß außer die⸗ 
ſen keine anderen, ihm bekannten, Rechtsnachfolger vorhanden ſind. 


2) Zu dem Termin werden die angezeigten angeblichen Rechtsnachfolger 
beſonders und die der Perſon oder dem Aufenthalte nach unbekannten 
Berechtigten öffentlich geladen. 


Die öffentliche Ladung der unbekannten Berechtigten muß den Namen 
des eingetragenen Gläubigers, die Beſchaffenheit und den Betrag der 
Doit und das Datum der Urkunde angeben; fie iſt mit einer Friſt⸗ 
beſtimmung von drei Monaten zu erlaſſen und durch Aushang an der 
Gerichtsſtelle, einmalige Aufnahme in das Regierungs⸗Amtsblatt, ſowie 
e? dem Ermeſſen des Gerichts auch noch auf andere Art bekannt zu 
machen. 


Die Ladungen erfolgen unter der Verwarnung, daß die Ausbleibenden 
mit ihren Anſprüchen auf die Poſt würden ausgeſchloſſen und die Poſt 
im Grundbuch würde gelöſcht werden. 

Die Löſchung erfolgt auf Grund des rechtskräftigen Ausſchlußerkenntniſſes 
und nach rechtskräftiger Zurückweiſung eines etwaigen Widerſpruchs 
derjenigen, die ſich bis zum Termin mit Anſprüchen gemeldet haben, 
auf Antrag des Eigenthümers. 


$. 106. 


Auf die Verſicherung des Eigenthümers des Grundſtücks, daß der In⸗ 
haber einer noch nicht getilgten, aber bereits fälligen oder der Kündigung unter⸗ 
worfenen Doit, welche er zur Löſchung bringen will, der Perſon oder dem Auf 
enthalt nach ihm unbekannt oder nicht verfügungsberechtigt ſei, kann die Löſchung 
unter folgenden Bedingungen erfolgen: 

1) Der unbekannte Inhaber der Poſt iſt von dem Gericht der bele 
genen Sache öffentlich aufzufordern, dem Eigenthümer Quittung oder 
Löſchungs⸗ 


3 


— 


4 


— 


5 


— 


4b — 
Löſchungsbewilligung zu ertheilen. Diefe Aufforderung wird einmal im 
Regierungs⸗Amtsblatt und durch Aushang an der Gerichtsſtelle bekannt 
gemacht. E 
Der bekannte, aber nicht als verfügungsberechtigt nachgewieſene 
Inhaber iſt durch beſondere Verfügung Waser 


2) Die in der öffentlichen Aufforderung von dem Gericht zu beſtimmende 
Friſt wird, wenn mit der Aufforderung die Kündigung verbunden iſt, 


um die Kündigungsfriſt verlängert. 


3) Wenn der Inhaber innerhalb der geſtellten Friſt ſich nicht gemeldet und 
ſein Verfügungsrecht nicht nachgewieſen hat, ſo geſtattet das Gericht dem 
Antragſteller, das Kapital nebſt den bedungenen Zinfen für fünf Jahre, 
oder, ſofern das Grundſtück für Verzugszinſen verpfändet iſt, mit zehn⸗ 
jährigen Verzugszinſen zum gerichtlichen Depoſitorium einzuzahlen. 

Wenn der Antragſteller durch beglaubigte Quittung die Zahlung 
der Zinſen nachweiſt, oder ſeit Ausſtellung der Urkunde noch nicht fünf 
oder zehn Jahre verfloffen find, Io iſt derſelbe nur verpflichtet, für den 
hiernach zu berechnenden kürzeren Zeitraum die Zinſen bei Gericht ein⸗ 
zuzahlen. 

$. 107. 


Nach erfolgter Zahlung ertheilt das Gericht dem Eigenthümer eine Be⸗ 
ſcheinigung, daß die Poſt auf ſeinen Antrag aufgeboten, daß ſich der verfügungs⸗ 
berechtigte Inhaber derſelben nicht gemeldet und der Eigenthümer der Vorſchrift 
des §. 106. Nr. 3. genügt hat. Die Löſchung erfolgt auf Grund dieſer Be⸗ 
ſcheinigung, die der Eigenthümer dem Grundbuchamt einzureichen hat. 


$. 108. 


Wenn ſich innerhalb Jahresfriſt ein Berechtigter zun Empfangnahme der 
eingezahlten „ SH Kel: fo ordnet das Gericht ohne weiteres Ver⸗ 
fahren die Ablieferung derſelben an die Juſtizbeamten⸗Wittwenkaſſe an. 

Meldet ſich der Berechtigte ſpäter, jo wird ihm der eingezahlte Betrag 
ohne die inzwiſchen erhobenen Sinſen aus dieſer Kaſſe zurückgezahlt. E 


$. 109. 


Ob und welcher Betrag an Zinſen dem Eigenthümer des Grundſtücks 
zurückzuzahlen iſt, weil der Gläubiger darauf keinen Anſpruch hat, oder dem 
Gate nachgezahlt werden muß, weil fein Anſpruch den eingezahlten Be- 
sc überſteigt, hat beim Mangel einer Vereinigung der Prozeßrichter zu emt, 
eiden. 


$. 110. 


Wenn der Inhaber der Poſt zwar bekannt, auch Quittung zu leiſten 
erbötig iſt, oder wirklich geleiſtet hat, die Urkunde CH aber verloren gegangen 


Jahrgang 1872. (Nr. 8035.) iſt, 
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ift, fo kann die Löſchung nur erfolgen, nachdem die Urkunde in Gemäßheit der 
Vorſchriften der Prozeßordnung aufgeboten und durch Erkenntniß für kraftlos 
erklärt worden iſt. 
Von dem Inhaber der Poſt iſt ein Eid, wenn die Art des Verluſtes 

bekannt iſt, dahin: 

daß die Urkunde auf die angegebene Art verloren gegangen ſei, 
und wenn die Art des Verluſtes unbekannt iſt, dahin zu leiſten: 

daß man die Urkunde nicht gefährlicher Weiſe abhanden gebracht habe, 

auch aller angewandten Mühe ungeachtet nicht wiſſe, wo ſie ſich befinde. 


R. 111. 


Ebenſo iſt zu verfahren, wenn der Gläubiger an Stelle der abhanden ge 
kommenen die Ausfertigung einer neuen Hypothekenurkunde oder eines neuen 
Grundſchuldbriefs verlangt. 


8. 112. 


Die neue Urkunde wird aus einer beglaubigten Abſchrift der verloren ge 
gangenen und der mit der Beſcheinigung der Rechtskraft verſehenen Urtheils- 
formel des Erkenntniſſes gebildet. 

Die Ausſtellung der neuen Urkunde wird in der zweiten Hauptſpalte 
„Veränderungen“ bei der Poſt vermerkt. 


$. 113. 


Wenn über Domainengefälle oder Inventarienkapitalien ausgefertigte und 
verloren gegangene Urkunden außer Kraft erklärt werden ſollen, bedarf es nur 
des in der Kabinetsorder vom 3. Juli 1843. vorgeſchriebenen Verfahrens. 


$. 114. 


Die Löſchung einer Poſt wird von dem Grundbuchamt auf der Urkunde 
vermerkt und der Eintragungsvermerk auf derſelben durchſtrichen. 


$. 115. 


Bei Löſchung der ganzen Poſt werden die Urkunde und die zurückgereichten 
Zinsquittungsſcheine durch Zerſchneiden vernichtet und auf der angefügten Ur: 
kunde über die perſönliche Verpflichtung der vorhandene Eintragungsvermerk 
durchſtrichen. Die Urkunde über die Löſchungsbewilligung wird bei dem Grund- 
buchamt zurückbehalten. 


F. 116. 


Bei der Löſchung eines Theils der Poſt wird der zu löſchende Theil von 
dem ausgeworfenen Geldbetrag abgeſchrieben, und dieſe Theillöſchung auf der 
Urkunde vermerkt. u 
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$. 117. 


Die Löſchung einer Veränderung erfolgt in der Nebenſpalte der zweiten 
Hauptſpalte auf Antrag oder mit Einwilligung desjenigen, für welchen die Ein⸗ 
ſchreibung geſchehen iſt, oder auf Erſuchen derjenigen Behörde, welche die Ein— 
ſchreibung beantragt hat. - 

$. 118. 


Eine aus Verſehen des Grundbuchamts gelöfchte oder bei Ab und Umſchrei⸗ 
bungen nicht übertragene Poſt iſt auf Verlangen des Gläubigers oder von Amts⸗ 
wegen mit ihrem fruͤheren Vorrecht wieder einzutragen. a Wiedereintragung 
wirkt jedoch nicht zum Nachtheil Derjenigen, die nach der Löſchung Rechte an 
dem Grundſtück oder auf eine der gelöſchten gleich- oder nachſtehende Poſt in re, 
lichem Glauben erworben haben. 


Vierter Abſchnitt. 
Von der Bildung der Urkunden uͤber Eintragungen im Grundbuch. 


$. 119. 


? Ueber die Eintragungen in der erſten und zweiten Abtheilung, über Ver⸗ 
änderungen in der zweiten und dritten Abtheilung und über die Eintragungen 
von Vormerkungen in der erſten Hauptſpalte der dritten Abtheilung werden be— 
ſondere Urkunden nicht angefertigt. 

$. 120. 


Der Eigentümer kann jederzeit eine beglaubigte Abſchrift des vollſtändigen 
Grundbuchblatts oder Artikels ſeines Grundſtücks oder des Titels und der erſten 
btheilung verlangen. 
$. 121. 


Ueber die Eintragung einer Vormerkung über Eintragungen in der zweiten, 
Veränderungen und Löfchungen in der zweiten und dritten Abtheilung erhalten 
die Betheiligten und die Behörde, welche die Eintragung nachgeſucht hat, von 
dem Grundbuchamt eine Benachrichtigung, welche die Eintragungsformel wört⸗ 
lich enthält. Zu den Betheiligten gehört immer der eingetragene Eigenthümer. 


$. 122. 


Ueber die Eintragungen der Hypotheken werden Hypothekenbriefe, über 
die Eintragungen der Grundſchulden Grundſchuldbriefe ausgefertigt und dem 
Eigenthümer des Grundſtücks oder der Behörde, welche die Eintragung nachge⸗ 
ſucht hat, eingehändigt. Im letzteren Fall erhält der Eigenthümer eine Benach⸗ 
richtigung. Mit dem Hypothekenbrief wird die Schuldurkunde durch Schnur und 
Siegel verbunden. Ein Verzicht auf die Ausfertigung des Hypothekenbriefs iſt 
zuläſſig; auf die Ausfertigung des Grundſchuldbriefs darf nicht verzichtet werden. 
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$. 123. 


Wird auf Ausfertigung eines Hypothekenbriefs verzichtet, fo erhalten der 
Eigenthümer und der Gläubiger eine Benachrichtigung nach Vorſchrift des §. 121. 


K: 124. 


Der Hypotheken⸗ und der Grundſchuldbrief beſteht aus der Ueberſchrift, 
dem vollſtändigen Eintragungsvermerk derjenigen Poſt, für welche er ausgefertigt 
wird, den für die Prüfung der Sicherheit der Poſt erheblichen Nachrichten aus 
dem Grundbuchblatt oder Artikel und der Unterſchrift des Grundbuchamts mit 

S Datum und Siegel (Anlagen D. E. F. G.). 
Di: 
Es 


$. 125. 


Bei Geſammthypotheken und Geſammtgrundſchulden werden von allen 
verhafteten Grundſtücken, welche ein beſonderes Blatt im Grundbuch haben, die 
Hypotheken⸗ und Grundſchuldbriefe ausgefertigt, und mit einander durch Schnur 
und Siegel verbunden. 

Bei der Geſammthaft ſolcher Grundſtücke, welche einen gemeinſchaftlichen 
Artikel im Grundbuch haben, wird nur ein Hypotheken- und Grundſchuldbrief 
ausgefertigt. In demſelben find die einzelnen mithaftenden Grundſtücke anzu 
geben (Anlage H.). 


EE $. 126. 
Die Ueberſchrift lautet: 


Preußiſcher Hypothekenbrief, Preußiſcher Grundſchuldbrief, 
und enthält eine Angabe des Grundbuchs nach Ort und Band der Nummer des 
Grundbuchblattes oder Artikels, die Bezeichnung des Grundſtücks und der Poſt, 
für welche die Urkunde ausgefertigt wird. 


$. 127. 
Die Nachrichten enthalten: 

1) aus dem Titel des Blattes oder der erſten Abtheilung des Artikels: die 
Beſtandtheile und Zubehörungen des Grundſtücks mit ihrer Größer 
angabe nach dem Grundſteuerbuch, den Grundſteuer-Reinertrag oder den 
Nutzungswerth und die Abſchreibungen mit gleicher Angabe ihrer Größe, 
ihres Reinertrages oder Nutzungswerthes; 

2) aus der erſten Abtheilung des Blattes oder dem Titel des Artikels: 
den vollſtändigen Namen des Eigenthümers, ſeinen Stand, Wohn- oder 

Aufenthaltsort, die letzten nicht zehn Jahre zurückliegenden Erwerbspreiſe, 
falls ſolche im Grundbuchblatt vermerkt ſind, ſowie die etwa eingetragene 
Taxe und Verſicherungsſumme mit Angabe der Jahreszahl; 

3) E der zweiten Abtheilung in möglichſter Kürze die Beſchränkungen und 

aften; 


4) on 
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4) aus der dritten Abtheilung die einzelnen Summen und die Fünf vom 
Hundert überfteigenden Zinsſätze der vor, oder gleichſtehenden Poſten, 
mit kurzer Angabe, welche Nummern der zweiten und dritten Abtheilung ge- 
löſcht ſind. 
$. 128. | 


Auf Antrag des Eigenthümers iſt dem Grundſchuldbrief ein Zinsquittungs⸗ 
bogen beizulegen, auf welchem die einzelnen Zinsquittungen für einen fünfjährigen 
eitraum, mit dem Stempel des Grundbuchamts verſehen, enthalten find. 

Auf dem Grundſchuldbrief iſt zu vermerken, ob und für welche Zeit Zins- 
quittungsſcheine ertheilt find, 

Nach Verbrauch der einzelnen Quittungsſcheine iſt der Inhaber des 
Grundſchuldbriefs berechtigt, die Ertheilung eines neuen Zinsquittungsbogens 
nachzuſuchen. 

§. 129. 

Die bei einer Hypothek oder Grundſchuld eingetragenen Veränderungen 
und Löſchungen werden von dem Grundbuchamt auf dem Hypotheken. oder 
Grundſchuldbrief unter Beifügung des Siegels vermerkt. ? 

Wird bei einer Poſt, über welche bisher ein Hypothekenbrief nicht aus» 
gefertigt war, eine Veränderung eingetragen, ſo muß die nachträgliche Bildung 
des Hypothekenbriefs erfolgen. 

$. 130. 

Bedarf der Hypotheken- oder Grundſchuldbrief einer Erneuerung, fo ift 
das ursprüngliche GK von dem Grundbuchamt durch Zerſchneiden zu ver- 
nichten und bei den Grundakten zurückzubehalten. Bei der Ausfertigung des 
neuen Exemplars werden Vermerke, die für die gegenwärtige Gültigkeit des 
Hypotheken- oder Grundſchuldbriefs ohne Erheblichkeit find, ſowie gelöſchte Ein- 
tragungen in der zweiten und dritten Abtheilung, und ältere Abtretungen weg⸗ 
gelaſſen. 

$. 131. 

Der Grundbuchrichter und der Buchführer haften für die Uebereinſtim⸗ 
mung der Angaben des Hypotheken- oder Grundſchuldbriefs mit dem Inhalt 
des Grundbuchs und haben dieſe Urkunden, ſowie alle ſpäteren Vermerke des 
Grundbuchamts, auf denſelben zu unterſchreiben. 


Fünfter Abſchnitt. 


Von der Wiederherſtellung zerſtoͤrter, ſowie von Anlegung neuer 
Grundbuͤcher. 


$. 132. 
Sind die Grundbücher eines Orts oder Bezirks zerſtört oder verloren 
gegangen, ſo erfolgt deren Wiederherſtellung auf Grund eines Geſetzes. 
(Nr. 8035.) d 79 
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$. 133. 


Sind für einen beſtimmten Ort überhaupt oder für einzelne Grundſtücke 
noch keine Bücher angelegt, ſo kommen zunächſt die in den einzelnen Provinzen 
ergangenen beſonderen geſetzlichen Vorſchriften zur Anwendung. 


$. 134. 


Im Uebrigen gelten unbeſchadet der beſonderen für das Bergrecht erlaſſe⸗ 
nen Beſtimmungen folgende Vorſchriften: 

Die Anlegung des Grundbuchblatts erfolgt nur auf Antrag des Eigen 
thümers oder Derjenigen, welche die Eintragung des Eigenthümers zu verlangen 
befugt ſind. Sv 

Dem Antrag ift ein beglaubigter Auszug aus dem Steuerbuch beizufügen. 


$. 135. 


Die Eintragung des zur Zeit der MOIS Wd des neuen Grundbuchblatts 
vorhandenen Eigenthümers erfolgt, wenn derſelbe: 


1) das Grundſtück in einer gerichtlichen Zwangsverſteigerung erſtanden hat / 


2) wenn er ein Ausſchlußerkenntniß erwirbt. Jeder Beſitzer, welcher durch 
eine Beſcheinigung der Ortsbehörde nachweiſt, daß er das Grundſtü 
eigenthümlich beſitze, oder welcher den Erwerb des Grundſtücks durch 
eine öffentliche Urkunde beſcheinigt, ift berechtigt, auf Erlaß des Auf 
gebots nach Maßgabe der Subhaſtationsordnung anzutragen; 


3) wenn der Beſitzer außer dem Fall des Aufgebots durch Urkunden, Siet: 
fügungen und Beſcheinigungen öffentlicher Behörden oder durch Zeugen 
glaubhaft macht, daß er das Grundſtück entweder ſeit vierundvierzig 
Jahren oder aus einem Titel, der an ſich zur Erlangung des Eigen 
thums geſchickt iſt (§. 579. L 9. des Allgemeinen Landrechts), ſeit zehn 
Jahren beſitze. Auf die formelle und materielle Gültigkeit des Titels 
kommt es nicht an. 


Bei einem kürzeren Beſitzſtand muß der Uebergang auf den Beſitzer durch 
einen zur Erwerbung des Eigenthums nach Vorſchrift des Allgemeinen Land- 
rechts an ſich geeigneten, dem Inhalt und der Form nach gültigen Titel nach- 
gewieſen und, 

entweder dargethan werden, daß der unmittelbare Vorbeſitzer ſelbſt ſchon 
einen Titel für ſich hatte, der nach den damals geltenden Geſetzen 
an ſich zur Erwerbung des Eigenthums geſchickt war, 

oder durch Urkunden, Zeugen oder Beſcheinigungen öffentlicher Behörden 
glaubhaft gemacht werden, daß der jetzige und der Vorbeſitzer das 
Grundſtück überhaupt zehn Jahre lang beſeſſen haben. 


$. 136. 
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$. 136. 


Mit Ausnahme des F. 135. Nr. 2. bedarf es des Aufgebots der dinglich 
Berechtigten nicht. Diejenigen Berechtigten, welche ſich mit ihren Anträgen bei 
em Grundbuchamt gemeldet haben, werden in die nach drei Abtheilungen anzu⸗ 
legenden Anmeldebogen eingetragen. 


$. 137. 


E Gründet ſich der zur Eintragung angemeldete Anſpruch nicht auf öffent⸗ 
liche vom Eigenthümer ausgeſtellte Urkunden, ſo iſt dieſer darüber zu vernehmen. 

Erkennt er den Anſpruch an, fo wird derſelbe in den Anmeldebogen out, 
genommen. Beſtreitet er den Anſpruch, ſo muß der Anmeldende zum Rechtsweg 
verwieſen werden. Eine Eintragung im Anmeldebogen findet in dieſem Fall nur 
auf Erſuchen des Prozeßrichters ſtatt. 


$. 138. 


d Die angemeldeten und anerkannten und die auf Erſuchen des Prozeß. 
richters aufzunehmenden Anſprüche der zweiten und dritten Abtheilung werden 
nach den zur Zeit ihrer Entſtehung geltenden Geſetzen, oder, wenn ſich hiernach 
ihre Reihenfolge nicht beſtimmen läßt, nach der Zeitfolge ihrer Anmeldungen 
eingetragen. 

§. 139. 


Die Eintragung in das Grundbuch erfolgt, ſobald der Eigenthümer den 
zur Eintragung ſeines Eigenthums nach §. 135. erforderlichen Nachweis ge, 
führt hat. 

$. 140. 


Wegen der Erwerbung von dinglichen Rechten auf Grundſtücke, die in 
dem Grundbuch des Orts noch nicht eingetragen find, bleibt es bei den Be 
ſtimmungen der Verordnung vom 16. Juni 1820. und der Deklaration vom 


28. Juli 1838. 


Sechſter Abſchnitt. 
Von den Koſten. 


R. 141. 


Die Koſten für die Bearbeitung der Grundbuchſachen werden nach dem 
beigefügten Tarif erhoben. Die Beſtimmungen des letzteren treten in den Fällen, 
wo nach der gegenwärtigen Grundbuchordnung verfahren wird, an die Stelle 
der sp 25. bis 32. des Gerichtskoſtentarifs vom 10. Mai 1851. und des 
Artikels 17. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. 


(Nr. 8035.) $. 142, 
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9. 142. 


Die Stempelabgaben für die bei dem Grundbuchamt vorgenommenen Ge⸗ 
ſchäfte und geſtellten Anträge werden nach dem beſonderen hierüber erlaſſenen 
Geſetze erhoben. 


Siebenter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmung. 


$. 143. 


Die Grundbuchordnung tritt mit dem 1. Oktober 1872 in Kraft. 
Mit dieſem Tage werden die Hypothekenordnung vom 20. Dezember 1783. 
und alle dieſelbe ergänzenden und abändernden Geſetze aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 5. Mai 1872. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


Anlage A. 


Gg 
Anlage A. 
Lormular I. 
($. 7. der Grundbuchordnung.) 
Grundbuch von Schlebach, Kreis Liebſtadt. 
Band J. 
Blatt Nr. 1. Rittergut Schlebach. 
Grundſteuerbuch Art.. Nr. 
— | 
Sek Bezeichnung des Grundſtücks Abſchreibungen. 
Ç trag. 
% Beſandtheil SEH Größe. K Bezeichnung Get Sröße 2 
ebam dene. utter⸗ Se SC heilſtücks. mutter / Sek. ert 
wal 5 tr. "le Gi dai eat Ge CH og War d. ur. Wet] d Matt Cent. 


k 

lpas Gut Schlebach. .. + 600 300 5 1. Die Zinſen und Dienfte 

2 der Bauern zu Schle⸗ 

Das Vorwerk Neu- Schle⸗ bach find gegen ein Ka- 
. 5 4014 pital von 700 Thlrn. 

3 abgeloͤſt. 

Der im Bezirk des Grund- Vermerkt am. 
buchamts zu N. belegene F. N. 
St »diegroßenKiefern« 

(Bd. IV. Bl. 2. des 2. Die Otterwieſe . 27 
Grundbuchs zu N.). 4 | 35. 40 übertragen auf Bl. 14. 

4 Bd. III. des Grundbuchs 

Der Steinacker. 25 von Schlebach am ... 

EK | d N. 

Gier folgen weitere Zur 
ſchreibungen.) 

Jahrgang 1872. (Nr. 8035.) 65 


e r 


Erſte Abtheilung. 


Zeit und Grund 


wë Eigenthümer. des Erwerbes. 


1. Philipp Moritz von Gutendorf zu] Auf Grund der Erbbe— 
Schlebach, Major a. D. ſcheinigung vom 3. April 


2. Johann Heinrich von Beuthen] Aufgelaſſen und eingetra⸗ 
zu Schlebach, Königl. Landrath.] gen am 1. Juli 1867. 


F. N. 


Der „Steinacker 
(Nr. 4 des Titelblatts) 
iſt von Blatt 7. Bd. II. 
des Grundbuchs von 
Schlebach hierher als Zu⸗ 
behör übertragen am . . 


Suede e 


Së d 


— 


) Die punktirten Linien bedeuten rothe Linien. 


Werth. 


Taxe vom 3. Oktober 1865. 


Preis vom 1. Juli 1867. 


Wohnhaus, Got, und Wirth: 
ſchaftsgebäude find am 1. Ja- 
nuar 1870 gegen Feuersge⸗ 
fahr verſichert mit.... 


72 
Mark. 


137,500 


140,000 


D 


el 


SE 475 Ka 


Zweite Abtheilung. 


Betrag. 


Mart Ke E 


AR 
91 

7 

k 8035,) 


Veränderungen. z 
Dauernde Laſten und Ein- 0 Löſchungen. 


ränkungen des Eigenthums. 
P 3 genth Eintragung. | Löſchung. I 


Fünf Thaler unablöslicher Zins für 
die Kirche zu Schlebach. ` Gm: 
getragen am aidera 


F. N. 


Ein Vorkaufsrecht für den Oekonom 
Heinrich Carl von Gutendorf 
auf 10 Jahre, bis 1. Juli 1877. 
Eingetragen auf Grund des Kauf- 
vertrags vom 1. Juli 1867 


am untere > 


Gelöſcht am... 
F. N. 


eingetragen für 
ed am 


Nc. 


den ꝛc. zu x. am 


F. 


den Banquier Friedrich 


Zwanzig Tausend Thaler Pfandbrie 
ausgefertigt unter den Nr. Nr 
Eingetragen am. 


or] ne. 


— ́ sens 


8 


r AL 


fe der Fürſtenthumslandſchaft N., 


. .. über je Eintausend Thaler. 


N 


F. 1 
Zehn Tausend Thaler Darlehn, mit 5 Sé jährlich vom 1. Ja- 
nuar 1859 verzinslich, gegen ſechsmonatliche San k ps 
den ꝛc. zu ꝛc. auf Grund der Schuldurkun 


e vom 
N. 


x. 
Vorgemerkt zur Erhaltung des Bor- | Acht Tausend Thaler in eine Hy⸗ 
rechts einer Hypothek zum Betrage 
von acht Tausend Thalern für 


pothek für eine Kaufgeldforderung 
umgeſchrieben, verzinslich mit 

e E vom u egen e 
und zahlbar gegen ſechsmonatliche 
Kündigung für den N. N. zu N x 
Eingetragen auf Grund redta, 
y. ie Erkenntniſſes des Kreis- 
gerichts zu vom 
Af 


F. N. 
Sechs Tausend Thaler, mit 5% Prozent vom 1. Januar 1860 ver- 
inslich und gegen ſechsmonatliche Kündigung zahlbar, eingetragen für 
e x. zu ꝛc. auf Grund der Schuldurkunde vom. 3 


Fünf Tausend Mark Grundſchuld, mit 54 Prozent vom 1. Juli 1872 
in halbjährigen Raten verzinslich, gegen ſechsmonatliche, nicht vor 
dem 1. Juli 1875 Clg Kündigung zahlbar, * für 

Klein zu we. am 2. Juli 1872, 


4. 


10 000 


5 000 


Dritte 


20 


bgetrete igenthümer, Königl. Land. 
H an den Eigenthümer, Königl. 
ath Johann desch von Beuthen zu 
chlebach. Eingetragen am `... 
R 


Abgetret it den Zinſen vom 1. Januar 1873 
an An S Carl Gross zu Lieb- 
ſtadt. Eingetragen am l 

Von den unter Nr. 9. eingetragenen 5 000 Mark 


(Nr, 8035.) 


8. 


1000 


Gelöſcht am 
J. N 


— cs 


Gelöſcht am 
F. N 


Gelöſcht am ... 
F. N. 


+ Gelöſcht am ... .. 
F. N. 
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Dritte 


ml 1000 . | Ein Tausend Mark Grundſchuld, mit 53 Prozent vom 1. Juli 1873 per, 10 1000 
l inslich und gegen ſechsmonatliche Kündigung — eingetragen 

für den ꝛc. zu ꝛc. mit dem Bemerken, daß dieſen Eintausend Mark 

das Vorrecht vor denjenigen 1000 Mark eingeräumt iſt, welche von 

der unter Nr. 9. eingetragenen Grundſchuld dem Friedrich Gottlieb 

Gross zuſtehen, SE September e? 


e 
S 
N 
N 9 500 
9.1 20000 
BEI. 1000 cke 1000 
94 1000 C 


SÉ bé Lab e ale KN WS dé 
17 1.7 BEM. 


a, 


Abtheilung. 
2 REES 
Ber à n dei n Löſchungen. 
PF ER 


Eintragungen. 5 Löſchungen. N 72 L H 
— Mark. 


mit dem Vorzugs recht vor dem Ueberreſt und 
13 den Zinſen vom 1. April 1873 abgetre⸗ 
ei. an den Hausbeſitzer Julius Roll zu N. 
ingetragen amm 
N. 


Fortſetzung ſiehe hinter Nr. 10. 


past. 
(getreten an den 2 zu de. mit den Zinſen 
Ben... gea WE 
F. E 


n Fortſetzung von Nr. 9. 


alet auf be, Die vorgemerkten | 
CN 2500 Mark, 500 Mark find mit den | 
Golf dem Holzhändler Zinſen vom 1. Juni 1873 
für d ross zuſtehen, und mit dem Vorzugs⸗ 
a Aaufmann B er- recht vor den verbleiben- | 
"gie Müller zu Lieb- den 2000 Mark abgetre- H 
tam 7. Mai 1873, ten an den Kaufmann 8 
F. N. Ferdinand Müller zu | 
Liebſtadt. Eingetragen 
am 31. Mai 1873. 
RE 


ee Ka ? 
r Theilung des Nachlaffes des Holzhänd⸗ 9. 1000 E 1 
lers ve See dem hE Gottlieb | S 
Toss a a ER GHE | 5. 


E unter Nr. 10. eingetragenen Grundſchuld ES 
un. 1000 Mark ift das Vorzugsrecht vor den | 
* Nr. 9. dem Friedrich Gottlieb Gross RE" 
EN zuſtehenden 1000 Mark eingeräumt wor- | 
en. en am 15. September 1873. | 

\ N. 
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Zermnnloer II. 


d . 14. der Grundbuchordnung.) 


Grundbuch von Buchhain. | | KS 


Band I. Artikel T 

Kai € 5 D 
| Baer: pagi Heinrich Schmidt zu Buchhain und beffen Sc 
Anna Chriſtiane / ir Kraut, D Ta 


DD 


Schlettern 
Brühl 
Schmidtſtedt 


Karten⸗ 


Fol. 


oder 


421/2 
422/2 
423/2 


Lage. 


EEE 


Schleifweg 


Nothe Berg 


Im Dorfe 
Hohes Feld 
Rothe Berg 
Weinberg 
Aue 
Auf dem Sand 
Fichten 
» 


» 


Kulturart. 


Haus 
Acker 
Garten 
Acker 
Wieſe 
Holzung 
Holzung 
» 


» 


Bezeichnung des Grundſtücks. 


n 
ai SE 
, 


Abtheilung I. Verzeichniß 


Reinertrag 

oder 

Nutzungs' 

Flächeninhalt. werth. 
Gë 

Hektar. Ar. | IM. Mark | Eat 
6. 7 

s 10 | 108 

60 5 1 

10 | a1] AT 
50 

7 | 20 

210 20 

5 410 

837 29 

2974 |... sc 

10 63 214 

9 4 11 

13 20 18 

7 50 8 


Grundſtücke. 


Erwerbspreis, 
Werth und 
Verſicherung. 


Zeit und Grund 
des 
Erwerbes. 


Abſchreibungen. 


ol Grund der Auflaſſung 
m 10. Juli 1869 ein⸗ 


hetragen am 11. Juli 1869. 


N. N. 120 Thlr. E. Uebertragen Band ... Blatt ... Artikel . 


Wado, und eingetragen 
am 26. Juli 1869. 
KR: N. N. 800 Thlr. W. Die Parzellennummer ... übertragen Band... Blatt. 
/ eie Artikel E 
duſzelaſſen und eingetragen 
11. September 1870. E 
. N. N. 100 Thlr. E. Die Parzellennummer ... übertragen Band ... Blatt... 
1 ĩͤ nt Artikel . . . Reſt unten, hinter Nr. 5. 
Auf Nan der Erbbeſcheini⸗ 
ug vom 8. September 1870 
angetragen am 19. September 


1870. 1500 Thlr. V. 
N. N. vom 3. Oktober 1870. 
u, L w 
Nr. 8 UL getheilt. S. unten hinter Nr. 9. 
(Nr. 8035.) 4 66* 


bai 9 Li P wd w, ba 
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Abtheilung II. Dauernde Laſten und 
Bezeichnung a | 
09 Betrag. Ze Dauernde Laſten Ke Einſchränkungen 93 
W. enden A8 des Eigenthums. K. 
5 750 1 | E der I. Abtheil. E | % 2 


Auf JS 1. zehn Silbergroſchen jährlich zu Michaelis und 


TFF fünf < See oſche en e aD in Kauffällen für die 


Auf zë en für Anton Siegert zu Buchhain | . 2 


ee am. — — 
A. B. 
. Dt Jr 3. einen Thaler ſährüch zu Johannis für die. . 
Stadtkaſſe jj 
Eingetragen am. . 
ZS D 


X Bl 


L 
t 


e. 


5 — E 
Einſchränkungen des Eigenthums. 


Veränderungen. Löſchungen. 


u Je Betrag. 


Mur. & E 


Eintragungen. Löſchungen. 


Eingetragen am 
A. B. 


re 


2. Uebertragen (ſ. Abtheil. I. FLA 
Eingetragen am 


„„ lier 


| 
ar. 10% 1 Uebertragen (ſ. Abtheil. I. ' 1.). 


A. B. 
Eingetragen 
RA 
A. B 
` 5 V 3. Geloſcht amm 
A. B. 
4. 


Uebertragen (ſ. Abtheil. I. Ae 31 
Eingetragen am 


e e „ 8 


A. B. 
3. 4. 5. 6.| Gelöſcht am 
Y. 88 b A. B. 
GH 


(Nr, 8085.) 


AR 


Bi e 


Abtheilung III. Hypotheken 


Bezeichnung 
des belaſteten 


fende E barron Hypotheken und Grundſchulden. Get r 
fenden 2 


Mur, Der E 72 | Ge d 
Mart Fl. Le Mark. Fl. E 


der I. Abtheil. 


odo 1. bis mit 5.] Auf Ar 1. bis mit 5. Eintauſend Thaler Kaufgeld, mit] 500 
5 Prozent Zinſen vom 1. Januar 1871, gegen drei⸗ 
monatliche Kündigung, eingetragen für den Rentier 
Karl Schein zu Berlin auf Grund des Kaufvertrages 
vom 1. Oktober 1870 am 2. Oktober 1870. 

A. B. 


„400 7 1.3.4. [Auf RL 3. 4. Vierhundert Thaler Grundſchuld, zu 


200 6 Prozent vom 1. April 1871 verzinslich und ſechs— 
0. .|. monatliche Kündigung für den Rentmeiſter Friedrich 
Wald in Beeren. 
Eingetragen eůmmmͥ 
A. B. 


3. 400 6. 7. 8. Auf n 6. 7. 8. Vierhundert Mark Grundſchuld, zu 6 Pro-] 400 
zent vom 1. September 1873 verzinslich, gegen drei- 
monatliche Kündigung für den Bäcker Chriſtian Müller 


zu Buchhain. 
Eingetragen oem 
0 A. D. 
o 4. Auf e 4. Sechshundert Mark Kaution des Heinrich 


Schmidt für das von ihm verwaltete Vermögen ſeiner 
Kinder erſter Ehe, Georg und Ludwig Schmidt, auf 
Grund der Urkunde vom 11. September 1873 ein- 
getragen am... 


B. 


A * R . EE eg e Ee E, CH 
er l ' Y x 4 Y 


und Grundſchulden. 


Veränderungen. SR | % Löſchungen. 


PPP ͤ VK 


DJ Eintragungen. Löſchungen. Were 
2 er 5 
Mart E | S 


L Fünfhundert Thaler mit) Das Vorzugsrecht 
dem Vorzugsrechte vor gelöſcht am 2. Sep- 
dem Reſte und mit Zin⸗ tember 1872. 
fen vom 1. Februar 1871 A. B. 
ab, cedirt an den Rentier 
Karl Hirsch in Berlin. 
Eingetragen am 2. Fe⸗ 
bruar 1871. 
A. B. 
1. Mit Grundſtück 1. und den 
Parzellen vom Grund⸗ 
ſtück 2. und 3. übertragen 
Band. Bait 
A. B. 
1. Grundſtück e 1. iſt frei⸗ 
gegeben. 200 T Gelöſcht am... 
Eingetragen am.. K. B. 
A B. 


äi 


Mit den Parzellen von. 3. 
übertragen Band. 
Blatt 

Eingetragen am. 

A. B. 


. für Georg men al de SE e 
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dë n, 
| Anlage C. 


Lormulax III. 


($. 17. der Grundbuchordnung.) 


Grundbuch 
der im Kreiſe N. N. in der Gemeinde N. N. gelegenen Eiſenſteingrube Klückauf, 


I. Geſchreibung des generellen Eigenthums. 


1 Zufolge der von dem Königlichen Handelsminiſterium zu Berlin ertheilten Beleihungsurkunde vom 
28 Januar ler die Gewerkſchaft mit einer Fundgrube von 42 Lachtern Länge und zwei Maßen, jede zu 
Stu. achtern Länge, mit der Vierung von 33 Lachter ins Hangende und 35 Lachter ins Liegende, auf einen in 
nde 7 ſtreichenden nach Süden mit 60 Grad einfallenden Silber- und Bleierz führenden Gang, beliehen worden. 


Eingetragen zufolge Verfügung vom 1. Februar 1871. 


II. Zubehörſtücke des Bergwerks. 


1 — —— — 
Bezeichnung des Grundſtücks. 


Abſchreibungen. 


Reinertrag. 


Reinertrag. 
"per Bezeichnung ta urad 
Beſtandtheile. SE ilſtu mutter e 
e b des Theilſtücks. cr e, 
ark. Cent. "tar. Ar. Met.] Mark. Cent. 


l 
Ackerland, jetzt Niederlage 
platz 


e 
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Dauernde Laſten, Befchränkungen des Eigenthums und dingliche echte, welche auf dem ganzen 
Bergwerk haften. 
Veränderungen. 
Betrag. | Dauernde Laften und Ein⸗ Löſchungen 
ſchränkungen des Eigenthums.] Eintragung. Lochung. gm 
LI 100. Einhundert Thaler jährliche Förder⸗ 
ſteuer für die angrenzende Grube 
Gottesgabe. 
2. 1000. . | Ein Tauſend Thaler unverzinsliches 
Darlehn für die Bergbau⸗Hilfs⸗ 
kaſſe zu Bonn. 
Eingetragen auf Grund der 
Schuldurkunde vom 
„ 
F. N 
Ar. 8035.) 67 ` 
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Erſte Abtheilung. 


Zeit und Grund 


| Eigenthümer. Wert 
29 genth des Erwerbes. T 
SE „ 
| lr 
RT. Kaufmann Wilhelm Auf Grund der Belei⸗ 64 
| Kraft zu Siegen. hungs Urkunde vom 

Gef "CRW 1. Januar 1861 und 


des Konftituirungs- 
Protokolls vom 15. 
Januar 1861. 
Eingetragen am . 


F. N. 
4 Landwirth Peter Kamp Aufgelaſſen und einge-| 64 
zu Kirchen. tragen ang 
F. N. 
Br}: Bergmann Heinrich Hebeler | Aufgelaffen und einge-| 30 Protokoll vom 1006. 
- zu Herdorf. tragen amm 15. Januar 1871 
F. N. 
kA Kaufmann Wilhelm Uebertragen von W 1.| 34 
0 Kraft zu Siegen. als Reſt m. 
F. N. 


Ce, e 


Zweite Abtheilung. 


Dauernde Laſten 
und Einſchränkungen 
des Eigenthums. 


Veränderungen. Löſchungen. 


Eintragung. Löſchung. 


81 11 501. . Funftig Thaler jährliche 
Alimentengelder auf die 
Lebenszeit für die Wittwe 
Peter Hebeler, Mar- 
garethe geb. Kraft zu 
Herdorf, aus dem Ber- 


trage vom 
Eingetragen am 
F. N. 


(Nr, 8085.) 


Dritte 


Hypotheken und Grundſchulden. 


theils. 


4 1.2. 3] 100 | . | Einhundert Mark Grundſchuld, verzinslich zu 4 Prozent vom 4 50 
20. Januar 1871, zu jeder Zeit freiſtehender Kündigung, 
zahlbar für die Wittwe Heinrich Müller zu N. N. 


Eingetragen oem 


F. N. 


Abtheilung. 


2. 


3. 
Löſchungen. 
Eintragungen. | ge | Kele er sl 8 | — EEE 


Veränderungen. 


Hünfig Mark von den eingetra⸗ 
P 100 Mark mit den Zinſen 
um 20. Januar 1871 abgetre⸗ 
en an den ze. 


Eingetragen am 


— —u— R 


J. d 
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Aulage D. 
(Adler.) 
Preußiſcher Grundſchuldbrief 
über 


die in dem Grundbuche von Schlebach Band I. Blatt 1. auf dem im 
Kreiſe Liebſtadt gelegenen Rittergute Schlebach, Abtheilung III. Nr. 9. 
eingetragenen 5000 Mark. 


Abtheilung III. 


S S 1 , ſind 
Nr. 9. 5000 Mark (in Worten) Grundſchuld, mit 52 Prozent Zinſen vom Dem gouigtcl P 
Roc am auf 2500, Mat. I. Juli 1872 in halbjährigen Raten verzinslich, gegen Zommen: 

L., den 1. wë 1873. 

Noch Ka auf 2000 Mark. digung zahlbar, eingetragen für den Banquier Friedrich oder: EZ. 

8, den BC Mai 1873. Klein zu Berlin, am 2. Juli 1872. Dem Grundſchuldbrieſ Lo 

F. N. d Zinsquittungen nicht 
Noch gültig auf 1000 Mark. gefügt. 
V., e EES 1873. | 


Beſtandtheile des Ritterguts Schlebach: 


1. das Gut Schlebadh................ 600 Hektar. 30 Ar. 5 Met. 
2. das Vorwerk Neu-Schlebadh ....... 40 „ » — „ 
3. der unter dem Grundbuchamt zu N. 
belegene Forſt »die großen Kiefern.. 35 » — „ 40 
ttt — » 25, — „ 
Abſchreibungen: 


1. Die Zinſen und Dienſte der Bauern zu Schlebach find gegen 
ein Kapital von 700 Thlrn. in Rentenbriefen abgelöft. 

2. Die Otterwieſe, 8 Ar. 37 QMeter groß, zu einem Reinertrag 
von 1 Thlr. 29 Dez. veranlagt, iſt abgeſchrieben. 


Grundſteuer⸗Reinertragn Tl.. Cent. Eingetragen im Grund- 
ſteuerbuche Art. . 

r SS NIG E Cent. Eingetragen im Gebäudeſteuerbuche 
| Et. 


. 
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Eingetragen ſind: 
I. in der zweiten Abtheilung: 


1. 5 Thlr. unablöslicher Zins für die Kirche zu Schlebach, 
2. ein vertragsmäßiges Vorkaufsrecht, bis zum 1. Juli 1877 gültig. 


II. in der dritten Abtheilung: 


20,000 Thlr. landſchaftliche Pfandbriefe, 
. und 3. gelöſcht, 

10,000 SC 
. 10,000 Thlr., 
8000 Thlr., 
. 5000 Mark, verzinslich mit 55 Prozent. 
Urkundlich ausgefertigt, Liebſtadt den 2. Juli 1872. 


Königliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterſchriften.) 


DD f= 


Vorſtehende Grundſchuld von 5000 Mark, sett III. Nr. 9., iſt 
mit den Zinſen vom 1. Januar 1873. auf den Holzhändler Carl Groß in 
Liebſtadt umgeſchrieben. 

Liebſtadt, den 12. Dezember 1872. 


Königliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterſchriften.) 


Von vorſtehenden 5000 Mark, Abtheilung III. Nr. 9., ſind 2500 Mark 
mit dem Vorzugsrecht vor dem Ueberreſt und mit den Zinſen vom 1. April 1873. 
an den Hausbeſitzer Julius Roll in N. N. abgetreten, und iſt dem Noll 
eine beglaubigte Abſchrift dieſes Grundſchuldbriefes ertheilt worden ). 

Die Abtretung iſt im Grundbuch vermerkt. 


Liebſtadt, den 1. April 1873. 


Koͤnigliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterſchriften.) 


) Wenn die Theilabtretung vor einem Notar oder vor einem andern Richter als dem 
Grundbüchrichter erfolgt, iſt der Vermerk (Alinea 1.) = SE auf die Urkunde zu Ka 
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Auf vorſtehende, Abtheilung III. Nr. 9., für den Holzhändler Carl Groß 
noch haftende 2500 Mark iſt auf Erſuchen des Königl. Gerichts zu N. eine Ver 
fügungsbeſchränkung in Höhe von 500 Mark für den Kaufmann Ferdinand 
Müller zu Liebſtadt vorgemerkt worden. 

Liebſtadt, den 7. Mai 1873. 
Koͤnigliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterſchriften.) 

Die auf der, Abtheilung III. Nr. 9., für den Holzhändler Carl Groß 
noch haftenden Grundſchuld von 2500 Mark für den Kaufmann Ferdinand 
Müller in Liebſtadt vorgemerkten 500 Mark ſind dem Letzteren mit Zinſen 
vom 1. Juni 1873. und mit dem Vorzugsrecht vor dem Ueberreſt abgetreten 
worden, und iſt ihm eine beglaubigte Abſchrift dieſes Grundſchuldbriefes er 
theilt worden "1. 

Die Abtretung iſt im Grundbuch vermerkt. 

Liebſtadt, den 31. Mai 1873. 
Koͤnigliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterſchriften.) 
Von vorſtehenden 2000 Mark, Abtheilung III. Nr. 9., ſind 1000 Mark 
gelöſcht worden. 
Liebſtadt, den 15. September 1873. 
Koͤnigliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterſchriften.) 

Der, Abtheilung III. Nr. 10. eingetragenen, mit 54 Prozent verzinslichen 
Grundſchuld von 1000 Mark ift das Vorrecht vor den, Abtheilung III. Nr. 9. noch 
für Friedrich Gottlieb Groß haftenden 1000 Mark eingeräumt und dies im 
Grundbuch vermerkt worden. 

Liebſtadt, den 15. September 1873. 

Koͤnigliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterſchriften.) 


Formular des Zinsquittungsbogens. 
(Stempel des 


Grundbuch- Die amm fälligen Zinſen von der, Abtheilung III. Nr. 9. 
mis) in dem Grundbuch von Schlebach Band I. Blatt 1. auf dem Rittergut 
Schlebach, Kreis Liebſtadt, eingetragenen Grundſchuld von 5000 Mark 
ſind bezahlt. 
u. ſ. w. 


), Wenn die Theilabtretung vor einem Notar oder vor einem andern Richter als dem 
Grundbuchrichter erfolgt, iſt der Sermert (Alinea J.) von dieſen auf die Rare 0 jeher“ 
nlage E- 


Anlage E. 


(Adler.) 


Nachſtehende Abſchrift: 


(inser. der Grundſchuldbrief und die darauf geſetzten Vermerke bis ein- 
ſchließlich den Vermerk über die Theilabtretung.) 


wird hiermit als Grundſchuldbrief über die von der Poſt, Abtheilung III. Nr. 9., 
von 5000 Mark abgezweigten und dem Hausbeſitzer Julius Roll zu N. N. ab- 
getretenen 2500 Mark (i. W.) zum öffentlichen Glauben ertheilt. 

Die Abtretung iſt im Grundbuch vermerkt. 


Liebſtadt, den 1. April 1873. 
Koͤnigliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterſchriften.) 


Anlage F. 


(Adler.) 


Nachſtehende Abſchrift: 
(inser. der Grundſchuldbrief und die darauf geſetzten Vermerke bis ein- 
ſchließlich den Vermerk über die Theilabtretung von 500 Mark.) 


wird hiermit als Grundſchuldbrief über die von der Poſt, Abtheilung III. Nr. 0. 
von 2500 Mark, haftend für den Holzhändler Carl Groß, dem Kaufmann 
Ferdinand Müller zu Liebſtadt abgetretenen 500 Mark (i. W.) zum öffent⸗ 
lichen Glauben ertheilt. 

Die Abtretung iſt im Grundbuch vermerkt. 


Liebſtadt, den 31. Mai 1873. 
Koͤnigliches Grundbuchamt. 


(Siegel.) (Unterſchriften.) 


(Nr. 8035.) 68* Anlage G. 
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Anlage G. 
. (Adler.) 
Preußiſcher Grundſchuldbrief 
über 
die in dem Grundbuch von Berlin, Band IV. Blatt 7. auf dem zu 
in in der Straße Nr. 70. belegenen Hauſe in der dritten 


Abtheilung unter Nr. 5. eingetragenen 1000 Mark. 


E 


E Dritte Abtheilung. 
Nr. 5. 1000 Mark (i. W.) Grundſchuld, vom Tage der Abtretung mit Den Grundfehulbbric b 


für die 


5 Prozent verzinslich und mit ſechsmonatlicher Kün⸗ in ange ZT. 


mann Mori CPIE e ober: 4 
B 5 d Dem Grundjchuldbriel D 


Beſtandtheile des Grundſtücks— * 
Ein dreiſtöckiges maſſives Wohnhaus, 30 Fuß lang, 18 Fuß tief, 
Ein zweiſtöckiger maſſiver Neubau, 24 Fuß lang, 10 Fuß tief, 
Ein einſtöckiges Stallgebäude, 20 Fuß lang, 12 Fuß tief, 
E Ein Hofraum, 12 Quadratmeter. 
tangswerth Mark Cent. 
Ei Eingetragen im Grundſteuerbuche Nr... 
Eigenthümer: Kaufmann Moritz Hayn zu Berlin. 
Erwerbspreiſe: 15,000 Thlr. im Jahre 1856. 
d 16,500 Thlr. im Jahre 1864. 
Eingetragene Taxe: fehlt. 
Feuerverſicherungsſumme vom 1. Januar 1871: 16,000 Thlr. 
Eingetragen ſind: 
in der zweiten Abtheilung: Nichts; 
in der dritten Abtheilung: 
Nr. 1. 2. Gelöſcht. 
Nr. 3. 3000 Thlr. 
Nr. 4. 2000 Mark. 


Urkundlich ausgefertigt, Berlin, denn 
Koͤnigliches Grundbuchamt III. 
(Siegel.) (Unterſchriften.) 


EEN 


Anlage H. 
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| Aulage II. 
(Adler.) 
Preußiſcher Hypothekenbrief 
über 
die in dem Artikel Nr. 1. des im Kreiſe .. belegenen Dorfs 


Buchhain unter Nr. 1. eingetragene Hypothek von 1000 Thlrn. 


Nr. 1. 1000 Thlr. (i. W.) Kaufgeld mit 5 Prozent Zinſen vom 1. Januar 1871., 
Noch gültig auf 500 Thlr. gegen dreimonatliche Kündigung, eingetragen für den Ren⸗ 
„ 2 ho 1871. tier Carl Schein zu Berlin auf Grund des Kaufvertrages 

( E vom 1. Oktober 1870. am 2. Oktober 1870. 


Für die Hypothek haften folgende Grundſtücke: 

1. in der Flur Löber, Kartenblatt Nr. 295. Parzelle Nr. 157. Acker am 
Martinsbuſch 1 Hektar 8 Ar. 10 I Meter SÉ? mit einem Reinertrage 
von d „ , . «0 1 Thlr. 20 Cent. 

2. in der Flur Sulze, Parzelle Nr. 131 a., Acker am 
Schleifweg, 1 Hektar 60 OJ Meter groß, mit einem 
Reinertrage vou nnn T 5 0 > 

3. in der Flur Schmidtſtedt, Kartenblatt Nr. 300. 

Parzelle Nr. 71., Garten am rothen Berg, 10 Ar. 


41 U Meter groß, mit einem Reinertrage von ..... ET 
4. in der Flur Schlettern, Parzelle Nr. 96., Haus im 
Dorfe mit einem Nutzungswerthe vonn BD er 


5. in der Flur Brühl, Parzelle Nr. 36. Acker im hohen 
Felde, 2 Hektar. groß, mit einem Reinertrage von. 7 » 20 
Eigenthümer: Heinrich Schmidt zu Buchhain und deſſen Ehefrau Anna 
Chriſtiane geb. Kraut. 
Eigenthumsbeſchränkungen und Laſten: 
Zu 3. Jährlich einen Thaler an die Stadtkaſſe zu... 
u 


Zu 2. ; 
Ju 4. Nichts. 


Zu 5. 
Vor⸗ und n Hypotheken: 
Nichts. 
Urkundlich ausgefertigt, Liebſtadt, den 2. Januar 1871. 
Koͤnigliches Grundbuchamt. 


(Siegel.) (Unterſchriften.) 
(Nr. 8035.) Von 
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Von vorſtehenden 1000 Thlrn. find 500 Thlr. (i. W.) mit dem Vorzugs⸗ 
rechte vor dem Reſte und den Zinſen vom 1. Februar 1871. an den Rentier 
Karl Hirſch in Berlin abgetreten, und iſt demſelben eine beglaubigte Abſchrift 
dieſes Hypothekenbriefs ertheilt worden. 
Die Abtretung iſt im Grundbuch vermerkt. 
Liebſtadt, den 2. Februar 1871. 


Koͤnigliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterſchriften.) 
Das Vorzugsrecht der an den Rentier Hirſch zu Berlin abgetretenen 


500 Thlr. vor dem Reſt iſt im Grundbuch gelöſcht. 
Liebſtadt, den 2. September 1872. 


Koͤnigliches Grundbuchamt. 


(Siegel.) (Unterſchriften.) 
Das mithaftende Grundſtück Nr. 1. und von den mithaftenden Grundſtücken 
Nr. 2. 3. die Parzellen Nr. ..... find von dem Artikel 1. ab- und dem Ar⸗ 
5 zugeſchrieben, und ift auf letzterem im Grundbuch die Mithaft für 


vorſtehende 1000 Thlr. vermerkt worden. 
Liebſtadt, den 3. Januar 1873. 


Koͤnigliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterſchriften.) 


Anmerkung: Mit dem Hypothekenbrief wird der Kaufvertrag vom 1. Oktober 1870. 
verbunden. 


Koſten⸗ 
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Koſten⸗Tarif 
für Grundbuchſachen. 


. 1. 


A. 1. Für die Entgegennahme der Auflaſſungserklärung und für die 
auf Grund derſelben bewirkte Eintragung des Eigenthümers, die gleichzeitig be, 
antragte Eintragung des Erwerbsgrundes und des Erwerbspreiſes, der Schätzung 
des Werthes nach einer öffentlichen Taxe, und bei Gebäuden der Feuerverſiche⸗ 
rungsſumme, einſchließlich der dabei vorkommenden Nebengeſchäfte: 


a) von dem Betrage bis 200 Thaler von je 25 Thalern 72 Sgr. 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Thaler von je 100 Thalern 73 » 
e) von dem Mehrbetrage von je 500 Thaler ................ 73 >» 


2. Für die nachträgliche Eintragung des Miteigenthums eines Ehegatten 
an den von dem anderen Ehegatten in die eheliche Gütergemeinſchaft einge⸗ 
brachten Grundſtücken und für die dabei bewirkte Uebertragung der Liegenſchaften 
der Ehefrau auf den Artikel des Ehemannes; für die Eintragung des Miteigen- 
thums der Kinder, im Falle mit ihnen nach dem Tode des einen Ehegatten von 
dem überlebenden die Gütergemeinſchaft fortgeſetzt wird, oder des Miteigenthums 
der geſetzlichen Erben ſolcher Kinder; ingleichen für die Umſchreibung der Grund- 
ſtücke, welche einem geſchiedenen Ehegatten bei der Auseinanderſetzung wegen des 
gütergemeinſchaftlichen Vermögens überwieſen worden ſind, auf den Namen 
Ze: die Hälfte der vorſtehenden Sätze, jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht 
uber 3 Thlr. É 

3. die Koſten Nr. 1. und 2. werden nach dem Werthe eines jeden 
Grundſtücks, beziehungsweiſe nach der Summe der Werthe mehrerer Grundſtücke 
berechnet, für welche ein beſonderes Grundbuchblatt beſteht (55. 1. 5. und 13. 
der Grundbuchordnung). 

Es kommen jedoch die Beſtimmungen unter Nr. 4. zur Anwendung, 
wenn gemäß der Vorſchriften in $$. 1. und 13. der Grundbuchordnung für 
mehrere auf verſchiedenen Grundbuchblättern verzeichnete Grundſtücke ein gemein. 
ſchaftliches Blatt, oder gemäß $$. 15. und 16. a. a. O. ein Artikel angelegt 
werden kann, vorausgeſetzt, daß eine erfolgloſe Aufforderung, die Vereinigung 
zu beantragen, an den Eigenthümer noch nicht gerichtet iſt. 

4. Bei der Führung des Grundbuchs nach den Artikeln (§. 15. der 
Grundbuchordnung) werden die Koſten Nr. 1. und 2. nach der Summe der 
Werthe derjenigen Grundſtücke berechnet, welche auf Grund einer Auflaſſung 
auf ein und denſelben Artikel des Erwerbes eingetragen werden, gleichviel ob die 
mit dieſer Eintragung in Verbindung ſtehende Abſchreibung bei einem oder 
mehreren Artikeln ſtattfindet. 

Im Fall des F. 40. der Grundbuchordnung find die Sätze sub A. 1. 
zu erheben. y 
(Nr. 8035.) S. 2. 
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9. 2. 


B. Für jede endgültige Eintragung in der 2. oder 3. Abtheilung und 
alle dabei vorkommenden Nebengeſchäfte: 


a) von dem Betrage bis 200 Thaler von je 25 Thaleın....... 4 Sgr. 

b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Thaler von je 100 Thalern. 5 „ 

e) von dem Mehrbetrage von je 500 Thalern................- 74» 
$. 3. 


C. 1. Für die Eintragung von Veränderungen aller Art, Vormerkungen 
Hi LN tege die Hälfte der Sätze des $. 2. B., jedoch nicht 
unter gr. 

Die gemäß F. 5. Abſ. 4. der Grundbuchordnung bewirkte Schließung 
eines für Zubehörſtücke beſtehenden beſonderen Grundbuchblattes erfolgt koſtenfrei. 


2. Für die in Antrag gebrachte Eintragung von Vermerken, welche 
unter keine der vorſtehend (55. 1. 2. 3. Nr. 1.) getroffenen Beſtimmungen 
fallen, auch nicht die bloße Vervollſtändigung des Titels eines Grundbuch- 
blattes, beziehungsweiſe der zur näheren Bezeichnung eines Grundſtücks die 
nenden, in die Abtheilung I. Spalte 1. bis 7. des Grundbuchartikels gehörigen 
Angaben bezwecken, inſonderheit für die Einſchreibungen der Vermerke, welche 
durch die ohne Veränderung des Eigenthümers ſtattfindende Theilung von Grund⸗ 
ſtücken veranlaßt werden, für die Eintragung des Schätzungswerthes, der Feuer- 
verſicherungsſumme und für die Einſchreibung des Erwerbsgrundes oder des 
Erwerbspreiſes, ſoweit die in F. 1. Nr. 1. bezeichnete Vorausſetzung nicht zu 
SÉ, die Hälfte der Sätze zu B., jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht über 
i L 


$. 4. 


D. 1. Wenn die Eintragung derfelben Poſt in der 2. oder 3. Abtheilung 
bei mehreren auf verſchiedenen Grundbuchblättern oder Artikeln verzeichneten 
Grundſtücken Saan oder nachträglich, oder bei mehreren, auf ein und dem- 
ſelben Grundbuchblatt oder Artikel verzeichneten Grundſtücken nachträglich be 
antragt iſt, ſo wird für jede folgende Eintragung die Hälfte der Sätze B. oder C. 
($$. 2. und 3.) erhoben, jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht über 3 Thlr. 
Dabei iſt, wenn der Werth der Grundſtücke, auf welche die weitere Eintragung 
erfolgt, geringer iſt, als der der einzutragenden Poſt, nur jener als Maßſtab 
für den Koſtenanſatz anzunehmen. 

Im Falle die Eintragung derſelben Poſt bei mehreren auf verſchiedenen 
Grundbuchblättern verzeichneten Grundſtücken gleichzeitig beantragt worden iſt, 
kommt die nachſtehend unter Nr. 2. getroffene Beſtimmung zur Anwendung, 
wenn die in §. 1. Nr. 3. Abſ. 2. bezeichneten Vorausſetzungen vorhanden ſind. 


2. Wird bei mehreren auf einem Grundbuchblatt oder Artikel verzeich⸗ 
neten Grundſtücken die Eintragung derſelben Poſt gleichzeitig beantragt, ſo ſind 
die Eintragungskoſten dafür nur einmal zu fordern. 


5. 5. 


E 


re 
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$. 5. 


„„ E. Für jede Löſchung und alle dabei vorkommenden Nebengeſchäfte: die 
Hälfte der für die Eintragung zu $$. 2. und 3. beſtimmten Sätze. 
Die Grundſätze des §. 4. finden auch bei Löſchungen und bei der Ent« 
laſſung einzelner Grundstücke aus der Mithaft Anwendung. 


$. 6. 


F. 1. Für die Ertheilung des Hypotheken⸗ oder Grundſchuldbriefs, für 
die Ausfertigung einer beglaubigten Abſchrift des vollſtändigen Grundbuchblattes 
oder Artikels: Zweidrittheil der Sätze zu B., jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht 
über 3 Thlr. 


2. Für die Erneuerung eines Grundſchuldbriefs und die dabei vorkommenden 
Nebengeſchäfte, ingleichen für die Ausfertigung eines Grundſchuldbriefs an Stelle 
eines Hypothekendokuments oder Hypothekenbriefs: die Hälfte der Sätze ad F. I., 
jedoch nicht unter 3 Sgr. 


3. Für die Ausfertigung einer beglaubigten Abſchrift des Titels und der 
erſten Abtheilung des Grundbuchblattes, bezw. Grundbuchartikels: die Hälfte 
es Satzes zu B., jedoch nicht unter 3 Sgr. und nicht über 1 Thlr. 15 Sgr. 


4. Für die Ertheilung eines Zinsquittungsbogens zu einer Grundſchuld 
und für jede Erneuerung eines ſolchen: Ein Viertheil der Sätze zu B., jedoch 
nicht unter 3 Sgr. 

SETE 


, G. 1. Für jede einzelne Benachrichtigung eines dinglich Berechtigten von 
einer erfolgten Eigenthumsveränderung: 5 Sgr., wenn der Werth des dinglichen 
Rechts und auch der des Grundſtücks den Werth von 50 Thlrn. überſteigt. 

Die bei der Eintragung des Eigenthümers ſtattfindende Benachrichtigung 
des bisherigen Eigenthümers, der Grundſteuerbehörde, des Landraths oder 
Magiſtrats bei Abzweigungen, ingleichen die gemäß $$. 121., 122., 123. der 

. ergehenden Benachrichtigungen unterliegen keinem beſondern 
oſtenſatze. 

Wenn Urkunden, deren Vorlegung zur Erwirkung von Einſchreibungen 
nothwendig war, von den Betheiligten ohne Uebergabe einer für die Grundakten 
beſtimmten Abſchrift zurückgefordert werden, ſo ſind für jeden Bogen der auf 
Ñ nordnung des Grundbuchrichters zu fertigenden Abſchrift 5 Sgr. zu entrichten. 
Die Beglaubigung der von den Betheiligten überreichten Abſchriften erfolgt 
kostenfrei. 

KS 


H. 1. Beträgt bei den vorſtehend $$. 1. bis 7. bezeichneten Geſchäften der 

Werth des Objekts nicht mehr als 5 Thlr., ſo ſind im Ganzen nicht über 5 Sgr. 
oſten in Anſatz zu bringen. 
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C 
2. Außer den vorſtehend beſtimmten Koſtenſätzen wird noch der Betrag 


der Stempelabgabe erhoben, welche nach dem Geſetze vom 5. Mai 1872. von 
gewiſſen, bei dem Grundbuchamt anzubringenden Anträgen zu entrichten iſt. 


3. Für Aufnahme von mündlichen Anträgen, welche den Eintragungen 
oder Löſchungen im Grundbuch als Grundlage dienen (8. 32. der Grundbuch- 
ordnung), oder für die gerichtliche Beglaubigung ſolcher Anträge ſind zu erheben: 

bei einem Werthe des Gegenſtandes bis 200 Thaler von je 
UR? EE EE E 21 Sgr. 


von dem Mehrbetrage bis 1000 Thaler von je 200 Thalern 23 
von dem Mehrbetrage bis 20,000 Thaler von je 1000 Thalern 23 
und bei Werthen über 20,000 Thaler zuſätzlich noch 1 Thaler. 
Dieſe Gebühr haben auch die Notare im Geltungsbereiche des Geſetzes 
vom 11. Mai 1851. nach Maßgabe der Vorſchrift in $. 6. des letzteren für die 


beſondere Aufnahme oder Beglaubigung von Anträgen der oben bezeichneten Art 
zu beziehen. 


4. Die Aufforderung des Eigenthümers, feinen Namen bei einem Grund 
ſtücke eintragen zu laſſen, und die Feſtſetzung der dabei auf den Fall der Nicht- 
befolgung angedrohten Geldſtrafe unterliegen keinem beſonderen Koſtenſatze. Für 
die nach erfolgter Feſtſetzung der Geldſtrafe eintretende Zwangsvollſtreckung wird 
der im erſten Abſchnitt des Gerichtskoſtentarifs $. 14. Nr. 2. beſtimmte Satz 
bis zur Höhe von 50 Thalern erhoben. 


5. Der Werth der Grundſtücke iſt inſoweit, als derſelbe bei Berechnung 
der vorſtehenden Koſtenſätze in Betracht kommt, nach den Anordnungen zu be 
rechnen, welche in den Geſetzen über die Erhebung der Stempelabgabe in Br 
ziehung auf die Werthbeſtimmung enthalten ſind. In den Fällen, wo die von 
den Intereſſenten gemachte Werthangabe für unzulänglich erachtet wird, iſt die 
Behufs Berechnung der Stempelabgabe getroffene Werthfeſtſetzung auch bei dem 
Anſatze der Gerichtskoſten maßgebend. Bei Eintragung einer nachträglich be: 
willigten Erhöhung des Zinsfußes erfolgt die Berechnung der Koſten nach dem 
Fünffachen der dadurch eintretenden Erhöhung des vom Schuldner zu entrichtenden 
jährlichen Zinsbetrages. 


KH 
J. Die vorftehenden Beſtimmungen finden auch Anwendung auf die bei 
der Führung des Berggegenbuches vorkommenden Geſchäfte. Dabei wird jedoch 
der Koſtenanſatz A. Nr. 1. (5. 1.) nur zur Hälfte erhoben, wenn die anderweite 
Eintragung eines Eigenthümers durch die Konſolidation mehrerer Zechen, welche 
bis dahin verſchiedenen Eigenthümern (Gewerkſchaften) angehörten, veranlaßt wird. 


F. 10. 


K. Die Zurückführung der bereits angelegten Grundbuchblätter auf die 
Grund- und Gebäudeſteuerbücher erfolgt koſtenfrei; daſſelbe gilt von kak 7 
er 


ds 
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Geſchäften, welche durch den Uebergang eines Grundbuchblattes in den Bezirk 
eines andern Grundbuchamts gemäß F. 27. der Grundbuchordnung veranlaßt 
werden. 


b. 11. 


L. Wenn für einen einzelnen Ort überhaupt oder für einzelne Grundſtücke 
noch keine Bücher angelegt ſind, ſo werden für die erſte Anlegung eines jeden 
Grundbuchblattes oder Artikels und für das ganze Verfahren, welches bei dem 
Grundbuchamt zu dieſem Zwecke ftattfindet, nach der Summe der Werthe der 
auf dem Grundbuchblatte oder Artikel verzeichneten Grundſtücke erhoben: 


1. bei Objekten bis 25 Thlr. — Thlr. 5 Sgr. 
2. e über 25 bis 200 Thlr. — 10 
Bp. 18 d ëng AN IN N TR E 
BE E Stu #9 5,000 = 8 
n Se? 5000 20% 2 — 
BER 20,000 - ri 
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(Nr. 8036.) Geſetz über die Form der Verträge, durch welche Grundſtücke zertheilt werden. 
Vom 5. Mai 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 71 


verordnen für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, mit Ausſchluß 
des Bezirks des Appellationsgerichts zu Greifswald, Schleſien, Poſen und Sachſen, 
unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


. 1. 


Verträge, durch welche Grundſtücke zertheilt, von einem Grundſtück Theile 
abgezweigt, oder Grundſtücke, welche Zubehör eines anderen Grundſtücks find, 
von dieſen abgetrennt werden ſollen, bedürfen zu ihrer Gültigkeit keiner anderen 
Form, als die Verträge, durch welche Grundſtücke im Ganzen veräußert werden. 


Ka 


Die $$. 2. 3. 4. des Geſetzes vom 24. Mai 1853. (GeſetzSamml. S. 241.) 
werden aufgehoben. 


$. 3. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1872. in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 5. Mai 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


(Nr. 8037.) 
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(Nr. 8037.) Gefeh, betreffend die Stempelabgaben von gewiffen, bei dem Grundbuchamte 
anzubringenden Anträgen. Vom 5. Mai 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen vc. 


verordnen für die Landestheile, in welchen das Geſetz über den Eigenthums— 
erwerb und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtän⸗ 
digen Gerechtigten vom 5. Mai 1872. Geltung hat, unter Zuſtimmung beider 
Häuſer des Landtages, was folgt: 


e 
Die im Falle der freiwilligen Veräußerung von inländiſchen Grundſtücken, 
verliehenen Bergwerken, unbeweglichen Bergwerksantheilen oder ſelbſtſtändigen 
Gerechtigkeiten erfolgende Auflaſſungserklärung unterliegt einer Stempelabgabe 
von einem Prozent des Werthes des veräußerten Gegenſtandes. 


. 2. 


Die Auflaſſungserklärung ift jedoch dem Werthſtempel (F. 1.) nicht unter, 
worfen, wenn mit derſelben oder innerhalb der gleichzeitig nachzuſuchenden, von 
dem Grundbuchamte zu beſtimmenden Friſt die das Veräußerungsgeſchäft enthal⸗ 
tende, in an ſich ſtempelpflichtiger Form ausgeſtellte Urkunde in Urſchrift, Aus⸗ 
fertigung oder beglaubigter Abſchrift dem Grundbuchamte vorgelegt wird. 


$; 3. 

Den Werth, nach welchem die Stempelabgabe von der Auflaſſungserklärung 
zu bemeſſen iſt, anzugeben, ſind der Veräußerer und der einzutragende Erwerber 
verbunden. 

Wer auf Aufforderung des Grundbuchamtes oder der Steuerbehörde der 
Verpflichtung zur Angabe des Werthes nicht genügt, hat die durch amtliche Gr, 
mittelung deſſelben entſtehenden Koſten zu tragen. 


$. 4. 

In keinem Falle darf ein geringerer Werth angegeben werden, als der 
nach den Vorſchriften des Stempelgeſetzes über die Verſteuerung der Kaufverträge 
berechnete Betrag der von dem Erwerber übernommenen Laſten und Leiſtungen, 
mit Einſchluß des Preiſes und unter Zurechnung der vorbehaltenen Nutzungen. 

Die Angabe eines geringeren Werthes wird als Stempelſteuer⸗Defrau⸗ 
dation nach Maßgabe des hinterzogenen Steuerbetrages geahndet. 


$. 5. 
Liegt gegründete Veranlaſſung vor, den angegebenen Werth für zu niedrig 
zu erachten, und findet eine Einigung mit dem Steuerpflichtigen hierüber nicht 
Jr. 8037.) ſtatt, 
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ſtatt, fo wird der zu entrichtende Stempelbetrag von der Steuerbehörde, nöthigen⸗ 
falls nach dem Gutachten Sachverſtändiger, feſtgeſetzt und eingezogen. In Betreff 
der Befugniß des Steuerpflichtigen, ſeinen Widerſpruch gerichtlich geltend zu 
machen, bewendet es bei den geſetzlichen Beſtimmungen über die Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges in Beziehung auf die Stempelſteuer. 


$. 6. 
Die Beanſtandung der Werthangabe des Veräußerers und Erwerbers iſt 
nur binnen einer dreijährigen Friſt nach der Eintragung zuläſſig. 


§. 7. 
Die Werthsermittelung iſt in allen Fällen ohne Rückſicht auf die für be⸗ 
ſondere Zwecke vorgeſchriebenen Abſchätzungsgrundſätze auf den gemeinen Werth 
des Gegenſtandes zur Zeit des Eigenthumswechſels zu richten. 


$. 8. 


1) Der Antrag des Eigenthümers auf Eintragung einer Hypothek oder 
Grundſchuld im Grundbuche, ingleichen 


2) der auf die Löſchungsbewilligung des Gläubigers gegründete Antrag des 


Eigenthümers auf Löſchung einer Poſt 
unterliegt einer Stempelabgabe von / Prozent der einzutragenden, beziehungs- 
weiſe zu löſchenden Summe. 
Renten und andere zu gewiſſen Zeiten wiederkehrende Leiſtungen werden 
Behufs Berechnung der Abgabe nach Vorſchrift der Stempelgefetze kapitaliſirt. 


. 9. 


Der Antrag auf Eintragung der Verpfändung einer Hypothek oder Grund⸗ 
ſchuld durch den eingetragenen Gläubiger iſt einer Stempelabgabe von / Pro- 
zent der Summe, für welche die Poſt verpfändet wird, wenn dieſelbe geringer 
ift, als die Summe der verpfändeten Poſt, ſonſt von / Prozent der letzte 
ren Summe unterworfen. 


$. 10. 


Betrifft einer der in den $$. 8. und 9. bezeichneten Anträge eine Hypo⸗ 
thek oder Grundſchuld, für welche mehrere Grundſtücke haften, ſo iſt die Abgabe 
nur einmal und nach Maßgabe der bei einem Grundftüde beantragten Eintra⸗ 
gung zu entrichten. 


. 11. 


Die in den $$. 8. und 9. angeordneten Werthſtempelabgaben werden nicht 
erhoben, wenn bei Anbringung des Antrages oder innerhalb der gleichzeitig nach- 
zuſuchenden, von dem Grundbuchamte zu beſtimmenden Friſt die in an ſich pf 
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pflichtiger Form abgefaßte Urkunde über das dem Antrage zu Grunde liegende 
Rechtsgeſchäft, und zwar 
in den im $. 8. unter 1. und im F. 9. bezeichneten Fällen die Urkunde 
über das Geſchäft, auf Grund deſſen die Bewilligung beziehungsweiſe 
die Verpfändung der Hypothek oder Grundſchuld ſtattfindet, 
in den im $. 8. unter 2. bezeichneten Fällen die Urkunde über das (Ge, 
Ç ſchäft, auf Grund deſſen die Löſchungsbewilligung ertheilt ift, 
in Arſchrift, Ausfertigung oder beglaubigter Abſchrift dem Grundbuchamte vor- 
gelegt wird. 
$. 12. 


L Wird nach Entrichtung der im $. 1. vorgeſchriebenen Abgabe die Urkunde 
über das der Auflaſſungserklärung zum Grunde liegende Veräußerungsgeſchäft 
gerichtlich aufgenommen, oder der von dem Finanzminiſter beſtimmten Steuerftelle 
Behufs Verſteuerung binnen 14 Tagen nach der Errichtung der Urkunde vor⸗ 
gelegt, ſo iſt auf den zu dieſer Urkunde erforderlichen Werthſtempel der für die 
Auflaſſungserklärung erlegte Stempelbetrag auf Verlangen anzurechnen. In 
gleicher Weiſe kann die Anrechnung des nach A8, 8. und 9. erhobenen Abgaben⸗ 
betrages auf den Werthſtempel zu der Urkunde über das dem Eintragungd- be⸗ 
„ Löſchungsantrage zum Grunde liegende Geſchäft ($. 11.) verlangt 
erden. 

Ausgeſchloſſen von der Anrechnung bleibt . Stempelbetrag, welcher 
zu dem Eintragungsantrage beziehungsweiſe dem Löſchungsantrage erforderlich 
geweſen fein würde, wenn dieſelben nicht dem Werthſtempel unterlegen hätten 
(Fixſtempel). 

§. 13. 

Im Auslande ausgeſtellte, bei einem inländiſchen Grundbuchamte ange⸗ 
brachte Anträge find den in den 55. 8. und 9. beſtimmten Werthſtempelabgaben 
ebenfalls nach Vorſchrift dieſes Geſetzes unterworfen. 


$. 14. 


Die Grundbuchämter find verpflichtet, auf die Befolgung der Stempel. 
geſetze in Betreff der bei ihnen vorkommenden Urkunden zu halten und alle bei 
ihrer Amtsverwaltung zu ihrer Kenntniß kommenden Zuwiderhandlungen gegen 
die Stempelgeſetze von Amtswegen Behufs Einleitung des Strafverfahrens zur 

nzeige zu bringen. c 

In Betreff der nach diefem Geſetze zu verſteuernden Gegenſtände haben 
die Grundbuchämter außerdem die Nachbringung, beziehungsweiſe Einziehung des 
etwa fehlenden Stempelbetrages zu veranlaſſen. 


$. 15. 


Wegen der verwirkten Stempelſtrafe und in allen übrigen Beziehungen 
kommen die Beſtimmungen der Geſetze über den Urkundenſtempel auch bei den 
nach Vorſchrift dieſes Geſetzes zu verſteuernden Gegenſtänden zur w 
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6. 16. 


Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Geſetze über den Eigenthumserwerb 
und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändigen 
Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872. in Kraft. 


Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 5. Mai 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulen burg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


